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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Das 500-Jahr-Jubiläum der Schlacht bei Marignano (1515) warf im Berichtjahr erste
Schatten voraus. Im Herbst 1515 erlitten die das Herzogtum Mailand verteidigenden
Eidgenossen eine Niederlage gegen Frankreich. In der Folge gaben die eidgenössischen
Orte einerseits ihre Expansionspolitik auf und schlossen zum anderen den Ewigen
Frieden mit Frankreich. Im 20. Jh. wurde das Ereignis dann zum Heldenmythos
stilisiert. Auf der einen Seite plante die seit 1965 bestehende Stiftung Pro-Marignano
verschiedene Aktivitäten für das Jubiläum auch im Rahmen der Weltausstellung 2015 in
Mailand. Auch das Landesmuseum bereitete eine Sonderausstellung vor. Auf der
anderen Seite meldeten sich Parlamentarier vor allem aus dem Tessin zu Wort. Romano
(cvp, TI) wollte etwa in einer von zahlreichen vor allem Südschweizer Parlamentariern
unterzeichneten Interpellation vom Bundesrat wissen, ob und wie der Bund das
Gedenken an die Schlacht unterstütze. Die Parlamentarier aus dem Tessin erhofften
sich dank der Feierlichkeiten auch verbesserte Kontakte zu Italien. Der Bundesrat
antwortete allerdings, dass die Erinnerung an Marignano keine gesamtschweizerische
Aufgabe sei, und dass die geplanten Anlässe ohne Bundeshilfe auskommen müssten.
Der Bund unterstütze Anlässe zur Erinnerung an historische Ereignisse nur sehr
zurückhaltend. Die Debatte um Marignano zeigte im Ansatz die bereits bei der 700-
Jahr-Feier 1991 geführte Debatte zwischen rechtskonservativen und linksliberalen
Geschichtsvorstellungen. Auf der einen Seite wird die Schweiz als kriegerische gegen
das Ausland sich wehrende Bauern- und Berglergesellschaft beschrieben, die seit 1291
Bestand hat. Auf der anderen Seite werden die Wurzeln der heutigen demokratischen
und rechtsstaatlichen Schweiz mit ihren nationalen Institutionen, Menschen- und
Bürgerrechten im Jahr 1848 verortet. Beide Daten sind sozusagen als Kompromiss an
der Fassade des Bundeshauses genannt. Während die politische Rechte 2015 neben
Marignano gleichzeitig auch der Schlacht beim Morgarten 1315 und der Anerkennung der
Neutralität der Schweiz auf dem Wiener Kongress 1815 gedenken will, setzte die Linke
bereits im Vorjahr auf Initiative Hans-Jürg Fehr (sp, SH) durch, dass künftig jeden 12.
September im Parlament an die Gründung von 1848 erinnert werden soll. Die
Ratspräsidenten beider Kammern hielten entsprechende Gedenkreden. 1

ANDERES
DATUM: 12.09.2013
MARC BÜHLMANN

Rechtsordnung

Stimm- und Wahlrecht

Die Forderung der Jugendverbände und der Jungparteien der SP und der CVP – die
ursprünglich ebenfalls im Unterstützungskomitee vertretenen Jungfreisinnigen zogen
sich nach einer Konsultation ihrer Sektionen und Mitglieder zurück – nach einer
Senkung des aktiven und passiven Wahlrechtsalters von 18 auf 16 Jahre konnte
lediglich einen Teilerfolg verbuchen . Die SPK des Nationalrats gab einer
entsprechenden parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 99.457) der jüngsten
Parlamentsabgeordneten, der Sozialdemokratin Ursula Wyss (BE), zwar keine Folge,
formulierte aber eine eigene Motion, welche nur das aktive Wahlrechtsalter senken will
(Mo. 00.3180). Die Wahl von Sechzenhnjährigen in politische Ämter mache hingegen
angesichts des zivilen Mündigkeitsalters von 18 Jahren wenig Sinn. 
Wyss hatte ihre Initiative zugunsten der Motion zurückgezogen, der Nationalrat lehnte
diese jedoch mit 89:79 Stimmen ab, nachdem die Befürworter einer Senkung nicht
bereit gewesen waren, sich mit der Überweisung in Postulatsform zu begnügen.
Ebenfalls keine Chance hatte eine parlamentarische Initiative Zwygart (evp, BE; Pa.Iv.
99.454) für die Einführung eines Familienstimmrechts, das Eltern als Vertreter ihrer
Kinder zusätzliche Stimmen eingeräumt hätte. Die Ablehnung erfolgte mit 100:11
Stimmen. 2

MOTION
DATUM: 31.12.2000
HANS HIRTER
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Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die SP begann spätestens im Sommer Avancen gegenüber der CVP (die 2003 wegen der
Wahl Blochers ihren zweiten Bundesratssitz verloren hatte) zu machen. Sie schlug ihr
vor, gemeinsam einen Sitz für die CVP zurückzuerobern. Zuerst monierte
Parteipräsident Fehr (sp, SH), die mit zwei Sitzen überproportional vertretene FDP ins
Visier zu nehmen. Die CVP reagierte jedoch zurückhaltend bis ablehnend auf diesen
Vorschlag, nicht zuletzt auch deshalb, weil sie vor den Parlamentswahlen kein Interesse
hatte, als Partnerin der Linken zu erscheinen. Aber auch die Grünen stellten sich in
diesem Fall nicht hinter die SP, sondern verlangten vielmehr einen Sitz für sich selbst,
und zwar denjenigen von Blocher. Ende August nahm die SVP diese öffentlichen
Forderungen nach einer Abwahl Blochers – notabene von Parteien, die Blocher auch
2003 nicht die Stimme gegeben hatten – zum Anlass, um an einer Medienkonferenz von
einem „Geheimplan“ zur Abwahl Blochers zu warnen. Sie lancierte eine millionenteure
Inserate- und Plakatekampagne, in der sie mit dem Slogan: „Blocher stärken! SVP
wählen“ dazu aufrief, bei den Parlamentswahlen dafür zu sorgen, dass der von diesem
„Geheimplan“ bedrohte Blocher Bundesrat bleiben könne. Ohne Blocher in der
Landesregierung würden gemäss den SVP-Inseraten die Steuern ansteigen, die Schweiz
der EU beitreten, die demokratischen Rechte abgebaut und die Kriminalität zunehmen.
Der Bericht einer Subkommission der GPK-NR im Sommer 2006, der die Beteiligung
Blochers an einem Komplott zur Entlassung von Bundesanwalt Roschacher suggerierte,
stellte für Blocher und die SVP einen weiteren Beweis für die Existenz eines solchen
Geheimplans gegen Blocher dar. Diese Inseratekampagne der SVP sorgte auch bei
Freisinnigen, namentlich aus der französischen Schweiz, für Unmut. Bundesrat
Couchepin kritisierte sie in einem Interview im Radio der italienischen Schweiz und
erwähnte, dass diese Werbung, die das Wohl des Landes von der Wiederwahl einer
einzigen Person abhängig mache, ihn an die Propaganda der italienischen Faschisten
mit dem Duce Mussolini erinnere. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.11.2007
HANS HIRTER

2010 traten mit Moritz Leuenberger und Hans-Rudolf Merz gleich zwei Bundesräte
zurück. War der Rücktritt von Merz erwartet worden, so überraschte die Ankündigung
der Demission von Leuenberger am 9. Juli auf Ende des Jahres. Der Rücktritt war
deshalb überraschend, weil spekuliert wurde, dass Leuenberger sein drittes
Präsidialjahr 2011 noch abwarten würde. Der Magistrat begründete seinen Rücktritt mit
der langen Amtsdauer – Leuenberger sass seit 1995 in der Regierung – und nicht etwa
mit dem Arbeitsklima im Bundesrat. In der Presse wurden die rhetorischen Fähigkeiten,
die Mediengewandtheit und Leuenbergers Einsatz für mehr Transparenz in der Politik
hervorgehoben. Darüber hinaus habe er mit der Fusion der Verkehrs- und
Umweltpolitik eine ökologische Klammer geschaffen, die nachhaltig bleiben werde.

Die SVP reagierte prompt und kündigte bereits wenige Minuten nach der
Medienkonferenz ihren Angriff auf den SP-Sitz an. Caspar Baader (BL) wurde als
Sprengkandidat vorgestellt. In der Presse wurde nicht nur über allfällige
Nachfolgerinnen von Leuenberger gemutmasst (am häufigsten wurden Simonetta
Sommaruga, Jacqueline Fehr, Anita Fetz, Eva Herzog, Hans-Jürg Fehr und Claude Janiak
genannt), sondern auch darüber spekuliert, dass Hans-Rudolf Merz ebenfalls seinen
baldigen Rücktritt einreichen werde, was dieser schliesslich am 6.August per Anfang
Oktober auch tat. Die Bilanz der fünfjährigen Amtszeit von Merz fiel in der Presse
zwiespältig aus. Auf der einen Seite wurde anerkannt, dass der Finanzminister einen
gesunden und nachhaltig sanierten Haushalt hinterlasse. Auf der anderen Seite hätte
sich der Bundesrat aber insbesondere auf internationalem Terrain nicht sehr
überzeugend bewegt. Beim Steuerstreit mit der EU, bei der Informationspolitik rund um
die UBS-Krise oder bei seinem naiven Vorgehen in der Libyen-Affäre hätte der Magistrat
viel Goodwill verspielt.

Auch für die Nachfolge Merz begann sich das Kandidatenkarussell rasch zu drehen. Als
Kronfavoriten wurden in der Presse schon früh Karin Keller-Sutter und Johann
Schneider-Ammann genannt. Diesmal kündigten nicht nur die SVP sondern auch die
Grünen an, den Sitz der FDP anzugreifen. Einiges an Diskussionen löste der Umstand
aus, dass die Rücktrittsankündigungen nicht koordiniert worden waren. Es wurde
davor gewarnt, dass zwei aufeinanderfolgende Bundesratswahlen (im September und im
Dezember) die Sachpolitik für Monate überlagern würden. Nachdem sich die SP und die
FDP gegenseitig die Schuld für die schlechte Koordination in die Schuhe schoben,
verlegte Bundesrat Leuenberger schliesslich seinen Rücktritt vor. Dies brachte der SP

ANDERES
DATUM: 10.08.2010
MARC BÜHLMANN
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einen taktischen Vorteil, weil die Ersatzwahl von Leuenberger vor jener von Merz
stattfand. 4

Regierungspolitik

Zu Beginn der Herbstsession 2019 gedachte der Ständerat der Anfang August
unerwartet an Herzversagen verstorbenen ehemaligen Bundeskanzlerin Annemarie
Huber-Hotz. Jean-René Fournier (cvp, VS) würdigte die 1948 geborene Baarerin, die
nach einem sozialwissenschaftlichen Studium mit 30 Jahren zu den Parlamentsdiensten
gestossen und von 1981 bis 1992 als Ständeratssekretärin geamtet hatte. Dort habe sie
eine zentrale Rolle bei der Reorganisation der Parlamentsdienste gehabt. Auch als erste
Generalsekretärin der Bundesversammlung – dieses Amt hatte sie von 1992 bis 1999
inne – habe Annemarie Huber-Hotz die Professionalisierung der Parlamentsdienste
vorangetrieben. Sie sei treibende Kraft für die Schaffung permanenter Kommissionen
im Rahmen der Parlamentsreform zu Beginn der 1990er Jahre gewesen. Fournier
zitierte aus der Rede des damaligen Nationalratspräsidenten Hanspeter Seiler (svp, BE),
der bei der Wahl von Annemarie Huber-Hotz zur ersten Bundeskanzlerin der Schweiz im
Jahr 1999 ihr Engagement und ihre Umgänglichkeit als «eine wahre Wohltat»
bezeichnet hatte. Sie verstehe es, in der Ausübung ihres Amtes über den Parteien zu
stehen. Die damals als Nachfolgerin von François Couchepin (fdp) von der FDP
vorgeschlagene Huber-Hotz setzte sich im vierten Wahlgang gegen die Konkurrentin der
SP, Hanna Muralt Müller, und den Konkurrenten der CVP, Vizekanzler Achille Casanova,
durch. In ihren acht Jahren als Bundeskanzlerin – so Fournier weiter – habe sie es
verstanden, Konsens mittels konstruktivem Dialog zu suchen. Dabei habe ihr eine ihrer
wertvollen Qualitäten geholfen: «Elle savait ecouter». Nach zwei Amtsperioden hatte
Annemarie Huber-Hotz 2007 ihren Rücktritt eingereicht. Sie habe – Fournier zitierte
aus der Abschiedsrede des damaligen Nationalratspräsidenten André Bugnon (svp, VD) –
nicht nur die Bundeskanzlei geführt, sondern auch die Debatten der Regierung
aufgeklärt, ja gar gecoacht («éclairé [...] même 'coaché'»). Im Tages-Anzeiger wurde
ihre Bescheidenheit hervorgehoben. Sie habe stets betont, dass sie kein politisches
Amt ausübe, und sei als Managerin im Hintergrund geblieben. Die Zeitung zitierte den
damaligen SP-Präsidenten Hans-Jürg Fehr (sp, SH), der die parteiübergreifend
geschätzte Bundeskanzlerin als «effiziente Unscheinbarkeit» bezeichnet hatte. Nach
ihrem Ausscheiden aus der Verwaltung hatte Annemarie Huber-Hotz die
Präsidentschaften der Schweizerischen Gemeinnützigen Gesellschaft (SGG) sowie des
Schweizerischen Roten Kreuzes übernommen. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.08.2019
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Im Berichtjahr wurden nicht weniger als elf Parlamentsmandate neu besetzt. Die
Mutationen waren einerseits Folgen kantonaler Wahlen. Gleich drei Genfer Nationalräte
– Luc Barthassat (cvp), Antonio Hodgers (gp) und Mauro Poggia (mcg) – wurden in den
Genfer Regierungsrat gewählt. Auch Yvan Perrin (svp) und Alain Ribaux (fdp) zogen das
kantonale Exekutivamt in Neuenburg dem nationalen Parlamentsmandat vor. Für die
fünf abtretenden Parlamentarier rutschten Guillaume Barazzone(cvp/pdc GE), NR/CN]
(cvp, GE), Anne Mahrer (gp, GE), Roger Golay (mcg, GE), Raymond Clottu (svp, NE) und
Sylvie Perrinjaquet (fdp, NE) nach. Golay wurde – im Gegensatz zu seinem Vorgänger
Poggia – in die SVP-Fraktion aufgenommen. Bereits 2012 waren Franziska Teuscher (gp,
BE) und Ursula Wyss (sp, BE) in die Stadtberner Regierung gewählt worden. Sie traten
ebenfalls von ihren Nationalratsmandaten zurück und wurden im Berichtjahr durch
Aline Trede (gp, BE) und Nadine Masshardt (sp, BE) ersetzt. Bereits 2012 ihren Rücktritt
angekündigt hatten Hildegard Fässler-Osterwalder (sp, SG) und Peter Spuhler (svp, TG),
nach 16 resp. 13 Jahren Tätigkeit im nationalen Parlament. Hans-Jürg Fehr (sp, SH), ein
weiterer lang gedienter Parlamentarier, trat nach 14 Jahren zurück. Für die SP St. Gallen
wurden Claudia Friedl, für die SP Schaffhausen Martina Munz und für die SVP Thurgau
Verena Herzog neu vereidigt. Seinen Rücktritt für 2014 kündigte Fulvio Pelli (fdp, TI) an.
Auch im Ständerat wird es noch vor den Gesamterneuerungswahlen 2015 zu
Veränderungen kommen. Für den verstorbenen Pankraz Freitag (fdp, GL) musste im
Kanton Glarus eine Ersatzwahl durchgeführt werden, die auf das Frühjahr 2014
angesetzt wurde. 6

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN
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Organisation der Bundesrechtspflege

Am 19. September reichten die Fraktionen der SVP, der SP und der GP im Nationalrat
Dringliche Interpellationen dazu ein, mit der Absicht, die Diskussion über die Affäre um
Roschacher noch in der laufenden Herbstsession, das heisst vor den
Nationalratswahlen durchführen zu können (07.3573 - 07.3577). Das Ratsbüro, die CVP
und die FDP lehnten die Dringlichkeit dieser Vorstösse ab, und unterstellten der Linken
und der SVP, diese Debatte für Wahlkampfzwecke instrumentalisieren zu wollen. Sie
konnten sich aber nicht durchsetzen. Die Diskussion fand am 3. Oktober statt und
wurde direkt vom Fernsehen übertragen. An der neunzig Minuten dauernden Debatte
nahmen von Seiten des Bundesrates der direkt involvierte Justizminister Blocher und
Bundespräsidentin Calmy-Rey teil. Bundesrat Blocher bezog in einem sehr
ausführlichen Votum zu den Vorwürfen der GPK Stellung und rechtfertigte sich für das,
was die GPK als Verstösse gegen die Gewaltenteilung und die Kompetenzordnung gerügt
hatte. Die Diskussion im Plenum wurde wie erwartet voll in den Dienst des Wahlkampfs
gestellt. So stellte die CVP kleine Plakate mit ihren Wahlkampfslogans auf ihre Pulte und
SVP-Präsident Maurer (ZH) schloss seine Rede mit einem direkten Aufruf an das
Fernsehpublikum, die SVP zu wählen. Als Replik darauf befasste sich SP-Präsident Fehr
(SH) in seiner Rede statt mit dem GPK-Bericht mit allen bisherigen „Fehlleistungen“ von
Bundesrat Blocher und rief das Parlament auf, ihn als Sanktion im nächsten Dezember
nicht wieder zu wählen. 7

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 03.10.2007
HANS HIRTER

Volksrechte

Die Linke unternahm einen weiteren Versuch, das bei Volksabstimmungen über
Verfassungsfragen und den Beitritt zu internationalen Organisationen erforderliche
Ständemehr in Frage zu stellen. Nationalrat Fehr (sp, SH) verlangte mit einer
parlamentarischen Initiative, dass bei diesen Entscheiden das Ständemehr nicht mehr
erforderlich sein soll, wenn zuvor der Ständerat mit einem qualifizierten Mehr (z.B. zwei
Drittel) zugestimmt hat. Die bürgerliche Mehrheit der SPK sah in den wenigen Fällen (8),
bei denen Volks- und Ständemehr bisher auseinanderklafften, keinen Anlass zur
Beunruhigung, da in diesen Entscheiden das Volksmehr jeweils sehr knapp ausgefallen
sei (zwischen 50,2% und 55,4%). Das Ratsplenum folgte mit 97:69 Stimmen ihrem
Antrag und gab der Initiative keine Folge. Bereits 1995 scheiterte eine parlamentarische
Initiative, die eine Gewichtung der Standesstimmen gemäss der Bevölkerungszahl der
Kantone vorsah. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2003
HANS HIRTER

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Das Parlament verabschiedete die im Vorjahr vom Bundesrat beantragte Teilrevision
des Gesetzes über die politischen Rechte. Umstritten waren eigentlich nur zwei
Neuerungen: das Projekt E-Voting (d.h. Abstimmen via Internet) und die Kompetenz des
Bundesrats, bei den Nationalratswahlen Kampagnen zur Förderung der
Stimmbeteiligung und der Erfolgschancen von Frauenkandidaturen durchzuführen
(sog. Sensibilisierungskampagnen). Gegen den Widerstand der SVP-Fraktion, welche
dem elektronischen Abstimmungsverfahren via Internet aus finanziellen Gründen keine
Dringlichkeit zuerkennen wollte, schuf der erstberatende Nationalrat die
Rechtsgrundlagen für die Durchführung von Pilotversuchen mit E-Voting in den
Kantonen. Am meisten zu reden gaben die Sensibilisierungskampagnen. Die SVP
beantragte Streichung, die Linke wollte den Bundesrat dazu nicht nur ermächtigen,
sondern verpflichten, und Brunner (svp, SG) und Ursula Wyss (sp, BE) – bis Ende 2001
die beiden jüngsten im Rat – forderten, dass damit nicht nur weibliche, sondern auch
junge Kandidaturen gefördert würden. Durchgesetzt hat sich schliesslich die
Kommissionsmehrheit (Kann-Formel) ergänzt durch den Antrag Brunner/Wyss. Im
Ständerat war es ebenfalls die Ermächtigung des Bundesrates,
Sensibilisierungskampagnen durchzuführen, die zu einer Diskussion Anlass gab. Er
folgte mit 17:15 Stimmen seiner Kommissionsmehrheit und strich diese Bestimmung. In
der Differenzbereinigung lehnte er zweimal mit knapper Mehrheit (22:20) einen
Vermittlungsantrag Spoerry (fdp, ZH) ab, welcher die Kampagnen auf die Förderung der
Stimmbeteiligung und der angemessenen Geschlechterverteilung beschränken wollte.
Der Nationalrat seinerseits verwies auf den verfassungsmässigen Auftrag zur
ausgeglichenen Vertretung der Geschlechter auch in der Politik und hielt zuerst
zweimal an den Sensibilisierungskampagnen fest. Er gab erst nach, als die
Einigungskonferenz beider Räte einen Verzicht darauf beschlossen hatte. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.06.2002
HANS HIRTER
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Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Mit der Diskussion um eine Energiewende wurde auch die Suche nach einem Endlager
für radioaktive Abfälle virulenter. Mit dem Ziel, ein Mitspracherecht der Kantone bei
der Frage nach der geologischen Tiefenlagerung wieder einzuführen, reichte die GP-
Fraktion eine parlamentarische Initiative ein. Mit der Einführung des
Kernenergiegesetzes (KEG) von 2005, so die Begründung, sei den möglichen Standort-
und Nachbarkantonen ein Mitentscheidungsrecht entzogen worden. Nur mit einem
solchen könne aber die Unterstützung der Bevölkerung gewonnen werden. Ein
mögliches nationales Referendum würde eine Standortminderheit schaffen, die von
einer Mehrheit überstimmt werden könnte. Der Nationalrat behandelte den Vorstoss
gleichzeitig mit einer parlamentarischen Initiative Hans-Jürg Fehr (sp, SH) (Pa.Iv. 10.514),
die die gleiche Stossrichtung verfolgte. Die grosse Kammer entschied, beiden
Vorstössen keine Folge zu geben, da die Standortsuche eine Bundesaufgabe bleiben
solle und sich das jetzige Verfahren als geeignet herausstelle. Im Sachplan sei die
intensive Mitwirkung der betroffenen Regionen gewährleistet. Letztlich sei aber die
Sicherheit eines geeigneten Standortes oberstes Ziel. Zudem sei ein Vetorecht bei der
Diskussion über das KEG von den Räten damals abgelehnt worden. Beide Initiativen
wurden letztlich knapp mit 93 zu 83 bzw. 95 zu 83 Stimmen abgelehnt. Während die GP,
die SP und die GLP geschlossen für und die FDP und die BDP geschlossen gegen ein
Mitspracherecht stimmten, war die CVP in der Frage gespalten. Zudem fanden sich
auch sechs SVP-Mitglieder aus möglichen Standortkantonen bei der Minderheit. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.09.2012
MARC BÜHLMANN

Städte, Regionen, Gemeinden

Nationalrat Hans-Jürg Fehr (sp, SH) reichte eine parlamentarische Initiative ein, die
vorsieht, dass Städte mit mehr als 100'000 Einwohnern den Status eines Halbkantons
erhalten. Fehr begründete seinen Vorstoss mit der veränderten Demografie: Mitte des
19. Jahrhunderts seien die Bevölkerungsanteile der städtischen und ländlichen Schweiz
noch ausgeglichen gewesen. Heute sei die städtische Bevölkerung wesentlich grösser,
ohne dass ihr dabei das angemessene politische Gewicht eingeräumt werde. Die
staatspolitische Kommission lehnte die Initiative mit 17 zu 9 Stimmen mit der
Begründung ab, dass damit neue Ungleichheiten geschaffen würden. So stünden etwa
dem Kanton Zürich mit einem solchen Systemwechsel gleich vier Ständeratssitze zu. Im
Nationalrat verfing diese Argumentation und der Initiative wurde mit 113 zu 41 Stimmen
keine Folge gegeben. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2010
MARC BÜHLMANN

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Das Durchschnittsalter in der grossen Kammer blieb mit 50,7 Jahren gegenüber 1995
praktisch stabil. Mit 47,6 Jahren ist die SP-Fraktion im Schnitt die jüngste, die FDP mit
53,2 Jahren die älteste im Rat. Die Sozialdemokraten verfügen mit der neugewählten
Ökonomin Ursula Wyss (BE, Jahrgang 1973) über die jüngste Frau. Jüngster
Parlamentarier blieb aber der St. Galler Landwirt Toni Brunner (svp, Jahrgang 1974).
Alterspräsident wurde der 68jährige Schriftsteller Jacques Neirynck (cvp, VD). 12

WAHLEN
DATUM: 24.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Im Kanton Schaffhausen schaffte es die SVP, der FDP deren Nationalratssitz abzujagen:
Thomas Hurter (svp) konnte den freigewordenen Sitz des zurückgetretenen Gerold
Bührer (fdp) erringen. Die SVP erreichte 39,1% Stimmenanteil, was einem Zuwachs von
über 10 Prozentpunkten entspricht (2003: 28,5%). Die FDP lag bei 26,7% (2003: 29,1%).
Die SP hielt mit Hans-Jürg Fehr ihren Nationalratssitz bei einem Wähleranteil von 34,2%
(2003: 39,7%). Damit wird der Kanton Schaffhausen neu von einem SVP- und einem SP-
Politiker im Nationalrat vertreten.

WAHLEN
DATUM: 21.10.2007
SABINE HOHL
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Im Kanton Schaffhausen griffen 21 Personen auf elf Listen die Sitze von Hans-Jürg Fehr
(sp) und Thomas Hurter (svp) an. 23,8% der Kandidierenden waren Frauen (2007:
28,6%). In keinem anderen (Nicht-Majorz-)Kanton war dieser Anteil geringer. Die vier
zusätzlichen Listen im Vergleich zu den Wahlen 2007 waren der CVP und der SP
geschuldet. Während die Christdemokraten erstmalig antraten, präsentierten sich die
Sozialdemokraten gleich mit drei Listen (inkl. Juso und International). Auch die EDU, die
ihre Liste mit der SVP verband, und die Alternative Liste in Verbund mit der SP traten
mit Kandidierenden an. Die FDP und die CVP gingen ebenfalls eine Listenverbindung
ein. Mit der für Schaffhausen hohen Zahl an Listen und Kandidierenden wurde als
Wahlunterlage erstmals nicht mehr ein auseinanderfaltbares Blatt mit allen Listen,
sondern eine Broschüre mit einzelnen Listen verschickt.

Allerdings wurden die beiden Bisherigen Hurter (svp) und Fehr (sp) erwartungsgemäss
glanzvoll wiedergewählt. Sowohl die SVP (39,9% +0,8 Prozentpunkte) als auch die SP
(34,6%, +0,4 Prozentpunkte) konnten dabei sogar noch leicht an Wählerstimmen
zulegen. Mehr als die Hälfte ihrer Wählerinnen und Wähler verlor die FDP, die nur noch
auf 12,3% Wähleranteil kam (-14,4 Prozentpunkte). Die CVP erlangte 5,2%, die
Alternative Liste 4,3% und die EDU 3,8% der Wählerstimmen. Trotz wenig spannender
Ausgangslage gingen 60,8% der Schaffhauserinnen und Schaffhauser an die Urne, was
der im Kanton herrschenden Wahlpflicht und dem weitaus spannenderen Ausgang bei
den Ständeratswahlen geschuldet war. 13

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Im Kanton Bern lancierte die Linke mit Hans Stöckli (sp) und Alec von Graffenried (gp)
die Rückeroberung des linken Ständeratssitzes, den sie im Frühling bei der Ersatzwahl
von Bundesrätin Sommaruga an die SVP verloren hatte. Die damals unterlegene Ursula
Wyss hatte sich Ende April entschieden, nicht mehr anzutreten. Die SVP trat hingegen
wieder mit dem damals erfolgreichen und amtierenden Adrian Amstutz (svp) an, der
sich während des Wahlkampfes ungewohnt staatsmännisch gab. Ihren aufgrund der
Abspaltung von der SVP 2008 geerbten Sitz wollte die BDP mit Werner Luginbühl
verteidigen. Neben diesen vier politischen Schwergewichten kandidierten sechs
weitere Personen: Christian Wasserfallen (fdp), Marianne Streiff-Feller (evp), Andreas
Brönnimann (edu), Norbert Hochreutener (cvp), Joseph Rothenfluh (parteifrei.ch) und
Rolf Zbinden (pda). 

Diese sechs erreichten allerdings zusammen weniger als die Hälfte der Stimmen der vier
Erstplatzierten und zogen sich  – mit Ausnahme von Rothenfluh – konsequenterweise
für den auch wegen der hohen Kandidatenzahl starken Aufsplitterung der Stimmen
nötigen zweiten Wahlgang zurück. Von den vier Favoriten hatte keiner die für das
absolute Mehr nötige Stimmenzahl erreicht. Am meisten Stimmen erhielt Amstutz
(143'350), gefolgt von Luginbühl (142'423) und Stöckli (128'633). Von Graffenried folgte
auf Rang vier (106'081). Die Linke war sich uneins, ob es besser sei mit beiden
Kandidierenden wieder anzutreten. Ein Doppelticket hätte eine stärkere Mobilisierung
aber auch gegenseitige Konkurrenz bedeutet. Dass sich von Graffenried schliesslich
zurückzog, erwies sich im zweiten Wahlgang als gewinnbringende Strategie für das links-
grüne Lager. Die Grünen empfahlen ihrer Wählerschaft neben Stöckli auch Luginbühl.
Letzterer wurde auch von der SVP – neben Amstutz – zur Wahl empfohlen. Luginbühl
setzte sich aufgrund der breiten Unterstützung denn auch deutlich mit 216'685
Stimmen durch. Entgegen den Erwartungen lag jedoch Stöckli (166'990) überraschend
deutlich vor Amstutz (147'787) an zweiter Stelle. Damit hatte die SVP ihren erst im
Frühjahr des Berichtjahres eroberten Ständeratssitz bereits wieder verloren. Das
Resultat wurde als Absage an die historische ungeteilte bürgerliche Standesstimme
interpretiert. Die Wählerschaft in der Mitte habe mehr Gemeinsamkeiten mit Stöckli als
mit Amstutz gesehen, so das einhellige Medienurteil. Die Nichtwahl von Amstutz, der
sich mit der höchsten kantonalen Stimmenzahl für die Nationalratswahlen trösten
konnte, hatte zur Folge, dass der aus dem Nationalrat abgewählte Jean-Pierre Graber
(svp) nicht in die grosse Kammer nachrutschte und damit der Berner Jura zum ersten
Mal seit 1848 nicht mehr in Bern vertreten war. Die spannende Ausgangslage vermochte
die Wählerschaft auch für den zweiten Wahlgang zu mobilisieren: die Beteiligung für
den zweiten Wahlgang lag bei 46,8%. 14

WAHLEN
DATUM: 20.11.2011
MARC BÜHLMANN
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Bei den Nationalratswahlen im Kanton Schaffhausen sind jeweils nur zwei
Nationalratssitze zu vergeben. Trotzdem stellten sich den Schaffhauser
Stimmbürgerinnen und -bürger ganze 21 Kandidaten auf insgesamt 11 Listen zur Wahl.
Der Frauenanteil auf diesen Listen betrug – wie bereits 2011 – 24%. Aufgrund der
Ausgangslage mit den zwei sich gegenüberstehenden Blöcken – bürgerlich und rot-grün
– wurde kaum mit Überraschungen am Wahltag gerechnet. Die amtierenden
Nationalratsmitglieder Thomas Hurter und Martina Munz galten dementsprechend als
wenig gefährdet. Die Sozialdemokratin Munz war noch während der Legislatur für den
ehemaligen nationalen Parteichef Hans-Jürg Fehr nachgerückt. 

Auf bürgerlicher Seite gingen SVP, FDP und EDU eine Listenverbindung ein. Von einem
taktischen Schulterschuss konnte jedoch kaum die Rede sein, da die SVP auch ohne
Listenpartner ihren Sitz wohl problemlos hätte verteidigen können. Für die FDP
hingegen gab es aus realistischer Sicht weder mit noch ohne Listenverbindung ein
Vorbeikommen an den Amtsinhabern aus SVP und SP. Links der Mitte schlossen sich SP,
die Alternative Liste (AL) sowie die Ökoliberale Bewegung Schaffhausen (ÖBS)
zusammen. Letztere hatte noch während der Legislatur einen Wechsel von der
nationalen Grünen Partei zu den Grünliberalen geprüft, entschied sich letztlich aber für
ein Verbleiben in der GPS. Abwesende bei der Wahl blieb dieses Mal die CVP, welcher
im nördlichsten Kanton der Schweiz eine unbedeutende Rolle zukommt. Sie
unterstützte jedoch die freisinnigen und jungfreisinnigen Kandidierenden. 
Der Zusammenschluss auf linker Seite vereinte weit weniger Wähleranteil auf sich als
der breite bürgerliche Block, weshalb man im linken Lager die Wichtigkeit der
Listenpartner betonte und die Wahl auch keinesfalls als Selbstläufer erscheinen lassen
wollte. Der mediale Fokus in Schaffhausen lag aber eher auf dem offenen Rennen um
den Ständerat als auf jenem um die grosse Kammer. Die Schaffhauser Nachrichten –
einzige lokale Tageszeitung – empfahlen entsprechend ihres bürgerlich-liberalen
Ursprungs den FDP-Kandidaten Martin Kessler sowie den gemässigt politisierenden
SVP-Nationalrat Thomas Hurter zur Wahl. 

Der Wahlnachmittag wurde schlussendlich spannender als allgemein prophezeit. Grund
dafür war der erneute, schon fast unheimlich erscheinende Wahlsieg der SVP (45.3%,
+5.4 Prozentpunkte) sowie das Abstürzen der Sozialdemokraten auf 28.8% Wähleranteil
(-5.7 Prozentpunkte). Die alternative Liste (4.4%, +0.1 Prozentpunkte) und die erstmals
angetretene ÖBS (3.4%) retteten der amtierenden SP-Nationalrätin Martina Munz
jedoch den Sitz. Thomas Hurter konnte sein Mandat hingegen problemlos verteidigen.
Zusammen mit der FDP (12.9%, +0.6 Prozentpunkte) und der EDU (5.1%, +1.3
Prozentpunkte) vereinte der bürgerliche Block schlussendlich deutlich über 60% der
Stimmen hinter sich. Somit verpasste die SVP mit ihrem zweiten Kandidaten Pentti
Aellig nur ganz knapp eine Doppelbesetzung. Letztendlich blieb in der Schaffhauser
Nationalratsdelegation aber alles beim Alten. In Sachen Wahlbeteiligung schwangen die
Schaffhauser wieder einmal oben aus. Mit 62.7% war die Stimmbevölkerung des
Kantons nationale Spitzenreiterin der Wahlen 2015. 15

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ

Ständeratsersatzwahlen

Nach der Ende September 2010 vorgenommenen Wahl von Simonetta Sommaruga zur
Bundesrätin musste der Berner Ständeratssitz neu besetzt werden. Vier Kandidierende
bewarben sich um die Nachfolge der neu gekürten SP-Bundesrätin. Die SP-
Nationalrätin und Fraktionspräsidentin Ursula Wyss wurde Ende November einstimmig
von der Berner SP für die Verteidigung des Sitzes der Sozialdemokraten nominiert. Die
SVP wollte den Sitz mit Nationalrat Adrian Amstutz erobern. Die FDP schickte –
unterstützt von der BDP – Nationalrätin Christa Markwalder ins Rennen und Marc Jost
wollte für die EVP einen Sitz in der kleinen Kammer gewinnen. Die Grünen, die selber
keine Kandidierenden aufstellten, unterstützten Wyss (sp). Für Aufsehen sorgte die
Wahlwerbung der Bundesräte Sommaruga (sp) und Schneider-Ammann (fdp) für die
jeweiligen Kandidierenden. Die ansonsten ziemlich profilierten Kandidierenden gaben
sich im Vorfeld der Wahlen betont staatsbürgerlich. Die Ersatzwahl wurde in den
Medien als nationale Richtungswahl mit Signalwirkung für die Wahlen im Herbst
beschrieben.

Die aufgrund der persönlichen Resultate für die Nationalratswahlen 2007 erwartete
Reihenfolge – alle vier hatten 2007 mit Ausnahme von Jost erfolgreich für die grosse
Kammer kandidiert – trat im ersten Wahlgang ein: Amstutz erhielt 136'522 Stimmen
(38,9% der Stimmen) und lag vor Wyss, die 117'833 Stimmen (33,6%) erreichte.
Markwalder erzielte ein für sie enttäuschendes Resultat und kam auf lediglich 69'303

WAHLEN
DATUM: 06.03.2011
MARC BÜHLMANN
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Stimmen (19,7%). Sie erklärte sich das Resultat auch mit den gleichzeitig mit der
Ersatzwahl stattfindenden kantonalen und nationalen Abstimmungen
(Waffenschutzinitiative, Ersatz KKW Mühleberg und Motorfahrzeugsteuer), die vor allem
Wählerinnen und Wähler am Rand des politischen Spektrums mobilisiert hätten.
Abgeschlagen auf Rang vier lag Jost mit 27'553 Stimmen (7,8%). Das absolute Mehr
verpassten alle vier. Wohl auch aufgrund der erwähnten, zeitgleich stattfindenden
Abstimmungen lag die Wahlbeteiligung für den ersten Wahlgang bei beachtlichen
50,8%. Jost und Markwalder zogen sich in der Folge zurück, was insbesondere die BDP
und die FDP in ein Dilemma stürzte: Beide Parteien konnten sich nicht zu einem
bürgerlichen Schulterschluss durchringen. Sowohl die FDP als auch die BDP gaben in
der Folge keine Wahlempfehlung ab, da nur noch Kandidierende aus Polparteien zur
Wahl stünden. Auch die CVP und die EVP verzichteten auf eine Empfehlung. Nur die
GLP sprach sich – neben den Grünen – für Wyss (sp) und die EDU für Amstutz (svp) aus.
Einzelne Bürgerliche – darunter auch die ehemalige Ständerätin Christine Beerli –
empfahlen ebenfalls Wyss zur Wahl, welche ihrer Ansicht nach das kleinere Übel
darstellen würde. Der zweite Wahlgang verhiess Spannung und das Resultat war denn
auch äusserst knapp. Die SVP konnte den Sitz von der SP erobern. Amstutz (svp)
machte mit 163'537 Stimmen das Rennen. Wyss (sp) unterlag mit 159'900 Stimmen,
hatte also den Rückstand aus dem ersten Wahlgang von über 18'500 Stimmen auf noch
gut 3'500 Stimmen verkleinert. Trotzdem musste die SP ihren 2003 eroberten Sitz
wieder abgeben. Amstutz punktete – wie bereits im ersten Wahlgang – vor allem auf
dem Land und Wyss in den Städten und im Berner Jura. Die für einen zweiten Wahlgang
hohe Beteiligung von 46,3% widerlegte die vorgängige Befürchtung, dass viele
bürgerliche Wählerinnen und Wähler nicht stimmen würden, da für sie weder Wyss
noch Amstutz eine Wahlmöglichkeit darstellen würde. Letztlich entscheidend war, dass
die SVP stärker mobilisieren konnte als die SP. Die SVP feierte den Erfolg als optimalen
Auftakt ins Wahljahr, in welchem auch die kleine Kammer erobert werden sollte . Die SP
ihrerseits kündigte an, im Herbst durch das knappe Resultat gestärkt wieder
anzutreten. Für Amstutz rückte Thomas Fuchs (svp) in den Nationalrat nach.
Überschattet wurde die Wahl von drei Stimmrechtsbeschwerden: Auslandschweizer
beanstandeten, dass sie das Wahlmaterial für den zweiten Umgang zu kurz vor der Wahl
erhalten hätten und so ihre Stimme nicht fristgerecht abgeben konnten. Die junge FDP
hatte in der Folge noch vor dem zweiten Wahlgang eine Verschiebung verlangt. Laut der
Verordnung über politische Rechte des Kantons Bern müssen die Wahlunterlagen
spätestens fünf Tage vor der Wahl bei den Wahlberechtigten sein. Das
Verwaltungsgericht entschied Ende Mai, dass die Rechtslage eine Privilegierung der
Auslandschweizer nicht erlaube und diese mit einer späten Zustellung leben müssten.
Die Beschwerde wurde ans Bundesgericht weitergezogen, welches diese im September
dann auch deshalb abwies, weil eine Beteiligung der Auslandschweizer das Resultat
nicht verändert hätte und deshalb eine Wiederholung der Wahl nicht angebracht sei. 16

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Les chambres ont adopté une motion Wyss (ps, BE), qui demandait au Conseil fédéral
de s’engager résolument, sur la scène internationale, en faveur de réglementations
contraignantes qui fixent les responsabilités des entreprises militaires et des forces de
sécurité privées en matière de respect du droit international et des droits de
l’homme. 17

MOTION
DATUM: 15.12.2005
ELIE BURGOS

Beziehungen zur EU

Le Conseil national a adopté en fin d’année, suite à un avis favorable exprimé par le
Conseil fédéral, un postulat du député socialiste Hans-Jürg Fehr (SH), qui demandait au
gouvernement de présenter chaque année un rapport sur l’exécution des mesures
d’accompagnement par les cantons de l’accord conclu avec l’UE sur la libre circulation
des personnes, de sorte que l’état d’exécution de ces mesures puisse être contrôlé et
évalué. 18

POSTULAT
DATUM: 16.12.2005
ELIE BURGOS
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Au mois de juin, le Conseil fédéral a présenté son message concernant la contribution
de la Suisse en faveur de la Bulgarie et de la Roumanie au titre de réduction des
disparités économiques et sociales dans l’UE élargie. Il a estimé qu'il existait des
avantages économiques, politiques et culturels à l'extension des accords bilatéraux
européens à ces deux pays. Ainsi, il a proposé au parlement de soutenir l'UE dans ses
efforts pour atténuer les disparités économiques et sociales de ces deux pays avec
l’ouverture d’un crédit-cadre de 257 millions de francs non remboursable pour une
période de 5 ans. La DDC et le SECO se verraient confier la mise en œuvre du projet. Au
Conseil national, la CPE-CN a recommandé d'adopter le projet du Conseil fédéral par 14
voix contre 7. Une proposition de ne pas entrer en matière Stamm (udc, AG), soutenue
en bloc par l’UDC, a été refusée par 108 voix contre 51. Le député estimait qu'il n'était
pas du devoir de la Suisse de réduire les disparités de l'UE et qu’il y avait de grands
risques que l’argent investit disparût dans la corruption. La majorité du conseil a elle
considéré que la stabilité et la prospérité au sein de l’UE servaient les intérêts
helvétiques et permettaient d’améliorer l’accès des exportations suisses aux marchés
d’Europe de l’Est. De plus, elle a souligné que la DDC et le SECO avaient les outils
nécessaires pour garantir le bon acheminement des investissements proposés. Une fois
l’entrée en matière acquise, une proposition de minorité Schlüer (udc, ZH) a été rejetée
par 112 voix contre 52 malgré le soutien du groupe UDC. Cette minorité proposait de
conditionner la libération du crédit à la réfutation par l’UE de ses propres accusations
de corruption et à la libération de tous les fonds européens bloqués destinés à ces
deux pays. Une autre proposition de minorité Hans-Jürg Fehr (ps, SH) de consacrer 10%
de la contribution aux communautés roms de Roumanie et de Bulgarie a été refusée
par 109 voix contre 56. Cette proposition n’a été soutenue que par les socialistes et les
écologistes. Au vote final, le Conseil national a adopté le projet par 113 voix contre 52.
Le groupe UDC s'est opposé en bloc au projet. Au Conseil des Etats, la commission de
politique extérieure (CPE-CE) a recommandé à l’unanimité d'adopter le projet. Le
plénum l’a suivie par 34 voix contre 2. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Zwischenstaatliche Beziehungen

Le Conseil fédéral a présenté son message relatif à l’approbation de la CDI signée avec
le Ghana l’année précédente. Au Conseil des Etats, une minorité Recordon (pe, VD) et
Maury Pasquier (ps, GE) a proposé de renvoyer le projet au Conseil fédéral pour
renégocier une nouvelle convention permettant d’appliquer le modèle d’accord de
l’OCDE. La proposition a été rejetée par 29 voix contre 5. La chambre haute a adopté le
projet du Conseil fédéral à l’unanimité et 6 abstentions. Au Conseil national, une
proposition de minorité Hans-Jürg Fehr (ps, SH) a été rejetée par 125 voix contre 59.
Elle demandait le renvoi du projet au Conseil fédéral pour les même raisons. Les
groupes socialiste et écologiste ont soutenu en bloc cette motion. Au vote final, le
projet du Conseil fédéral a été adopté par 118 voix contre 35 et 20 abstentions. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.09.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Entwicklungspolitik

Les socialistes, notamment par la voix de leur président Hans-Jürg Fehr (SH), ont
dénoncé en début d’année les coupes financières de 234 millions de francs au budget
de la Direction du développement et de la coopération (DDC), prévues par le Conseil
fédéral dans le cadre du programme d’allégement budgétaire 2004. Cette réduction de
la contribution suisse au développement a d’ailleurs été critiquée par le chef du
Programme des Nations Unies pour le développement (PNUD) et par l’OCDE. Ils ont
notamment rappelé que la Confédération n’avait toujours pas atteint son objectif
plusieurs fois répété de verser 0,4% de son produit national brut (PNB) à l’aide au
développement. Au mois de juin, le Conseil fédéral a décidé de modifier la comptabilité
de l’aide au développement en y incluant les coûts liés à l’accueil des requérants
d’asile, s’alignant ainsi sur la pratique internationale. Cette mesure, vivement critiquée
par les organisations tiers-mondistes, a permis de faire passer à 0,41% la part du PNB
consacrée aux plus déshérités. 21

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 20.05.2005
ELIE BURGOS

01.01.65 - 01.01.23 9ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Aussenwirtschaftspolitik

Durant l’année sous revue, le parlement a examiné le projet de révision de la loi
fédérale sur l’Assurance suisse contre les risques à l’exportation (ASRE) que lui avait
soumis le Conseil fédéral en 2004. En tant que premier conseil, le Conseil national a
entamé un long débat sur l’opportunité d’entrer en matière sur cet objet. Une minorité
Gysin (ps, BS) a proposé de ne pas entrer en matière, arguant que, bien qu’elle n’était
pas opposée à une garantie de l’Etat contre les risques à l’exportation, elle refusait
toutefois de l’étendre aux risques de l’acheteur privé. Réfutant ce point de vue, les
partis bourgeois ont fait valoir qu’il s’agissait au contraire de garantir des emplois, et
notamment de permettre à l’industrie d’exportation de lutter à armes égales avec la
concurrence étrangère. Le conseiller fédéral Joseph Deiss n’a pas manqué de soulever,
à ce titre, que la Suisse était le seul pays dont la garantie contre les risques à
l’exportation ne couvrait pas, ou seulement en partie, les risques de l’acheteur privé.
Par 126 voix contre 16, les députés ont voté l’entrée en matière. Dans l’intérêt de
l’industrie d’exportation, la plupart des socialistes et des Verts ont également voté
l’entrée en matière, en plaidant toutefois en faveur d’un durcissement des critères dès
lors qu’il s’agirait de couvrir les risques à l’exportation d’un acheteur privé ayant conclu
des affaires à risques. Plusieurs propositions de minorité, émanant de députés
socialistes et écologistes, ont toutes été rejetées. Parmi elles, celle du conseiller
national Hans-Jürg Fehr (ps, SH), qui visait à exclure toute assurance en cas de livraison
d’armes et de tout autre matériel de guerre, et celle de Ruth Genner (pe, ZH), qui
proposait que le représentant d’une ONG travaillant dans le domaine de
l’environnement, des droits de l’homme ou de la politique du développement ait droit à
un siège au conseil d’administration de l’assurance. La proposition du Conseil fédéral
d’adopter une formulation potestative pour l’institution de l’organe consultatif a été
rejetée par 94 voix contre 64. Au vote sur l’ensemble, le projet a été adopté par 131 voix
contre 15.

Au Conseil des Etats, l’entrée en matière n’a fait l’objet d’aucun débat, les députés
étant convaincus de la nécessité d’étendre la garantie de l’Etat aux risques de
l’acheteur privé. Contrairement au Conseil national, la chambre haute a renoncé à la
disposition qui prévoyait de gérer de manière séparée les risques des débiteurs publics
et privés. Elle a cependant inscrit dans la loi que l’Assurance suisse contre les risques à
l’exportation devait percevoir des primes proportionnées au risque. Le plénum a rejeté,
par 25 voix contre 9, une proposition Berset (ps, FR) qui visait à exclure toute assurance
si l’opération risquait de nuire sérieusement à l’image de la Suisse. Le Conseil des Etats
a suivi, sans débat, le Conseil national sur la question de la couverture d’assurance
proposée par le gouvernement. Celle-ci s’élève, tant pour les débiteurs publics que
privés, au plus à 95% du montant assuré. En ce qui concerne la composition du conseil
d’administration, la chambre haute a été plus précise que le Conseil fédéral: elle a en
effet proposé qu’y siègent des spécialistes des secteurs de l’assurance, de l’industrie
d’exportation et de la politique du développement.

Au cours de la procédure d’élimination des divergences, le Conseil national a confirmé
qu’il souhaitait la coexistence de deux assurances distinctes, l’une pour les débiteurs
publics et l’autre pour les débiteurs privés. Ce dernier, qui avait ajouté en première
lecture une disposition visant à ce que le Conseil fédéral veille à une représentation
équilibrée des deux sexes au sein du conseil d’administration – disposition que le
Conseil des Etats avait refusé –, a décidé de maintenir celle-ci par 91 voix contre 61. Le
plénum a ainsi suivi l’avis de la majorité de sa commission, contre une minorité
emmenée par le député zurichois Hans Kaufmann (udc). De son côté, le Conseil des
Etats a maintenu sa décision en faveur de la mise en place d’une seule assurance.
Concernant la représentation équilibrée des deux sexes au conseil d’administration, il a
également confirmé sa première décision sans discussion. Au niveau du conseil
d’administration, la majorité de la commission a proposé de maintenir la disposition
prévoyant une représentation appropriée d’experts au sein de celui-ci. Une minorité
emmenée par le démocrate du centre Hannes Germann (SH) proposait que ce dernier
soit non seulement composé d’experts, mais également de partenaires sociaux, comme
le souhaitait le Conseil national. Carlo Schmid (pdc, AI) voulait, quant à lui, revenir à la
proposition du gouvernement, qui prévoyait de laisser à ce dernier le soin de définir la
composition du conseil d’administration. Le Conseil des Etats a finalement suivi cette
dernière proposition, par 22 voix contre 18, maintenant sur ce point une divergence
avec le Conseil national.

La chambre du peuple a finalement suivi le Conseil des Etats en optant pour une seule
assurance. Elle a toutefois précisé que celle-ci devrait se composer de deux
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communautés de risques distinctes – l’une pour les débiteurs publics et l’autre pour les
débiteurs privés –, qui ne connaîtraient pas de compensation mutuelle. En ce qui
concerne la représentation équilibrée des femmes au sein du conseil d’administration,
le Conseil national a suivi la décision du Conseil des Etats (et de la majorité de la
commission), qui ne voulait pas d’un tel ajout dans la loi. Il s’est en outre tenu à sa
volonté d’y voir les partenaires sociaux équitablement représentés. Le Conseil des Etats
a malgré tout refusé, à l’unanimité, l’idée d’une division en deux communautés de
risques, considérant que les risques à l’exportation constituaient un tout indissociable.
Quant à la seconde divergence, une minorité de la commission emmenée par le député
socialiste Alain Berset (FR) a proposé de suivre le Conseil national et de prendre en
considération les partenaires sociaux de manière appropriée lors de la mise en place du
conseil d’administration. Le Conseil des Etats l’a suivie par 19 voix contre 17.

La Conférence de conciliation a soumis une proposition de compromis aux deux
conseils, afin de venir à bout de la divergence qui subsistait. Celle-ci prévoyait que
l’assurance soit compétente en matière de risques publics ou privés et qu’elle travaille
de manière à s’autofinancer, que les risques des débiteurs publics et privés soient
gérés de manière séparée (présentation des comptes dans des rubriques distinctes), et
que les risques puissent temporairement faire l’objet d’une compensation entre les
différentes rubriques. Au vote final, le Conseil des Etats a approuvé cette proposition à
l’unanimité. Au Conseil national, elle a également été nettement approuvée (156 voix
contre 26), seuls les écologistes et quelques députés UDC l’ayant refusée. 22

Au mois de mars, les parlementaires ont pris acte du rapport de politique économique
extérieure 2012 . Le rapport se concentre premièrement sur les relations de la
Confédération avec les régions frontalières. Bien que le rapport salue l’intensité et
l’imbrication économique des relations transfrontalières, les membres de la CPE-CN
ont soulevé certains problèmes liés à ces échanges, notamment le chômage ou le
dumping de compétences; des problèmes qui touchent surtout les cantons
limitrophes. Au niveau multilatéral, le rapport a pris note des craintes de l’OMC face à
l’augmentation des mesures protectionnistes dans l’économie mondiale. Il regrette
l’impasse dans lequel se trouve le Cycle de Doha. En outre, le rapport s’est penché sur
la fragilité économique de l’Union Européenne. En effet, la situation économique du
vieux continent a amené l’UE à augmenter la pression dans les dossiers fiscaux et
institutionnels. La Suisse a également rappelé son attachement aux relations bilatérales.
En 2012, trois accords bilatéraux (Hong Kong, Ukraine et Monténégro) sont entrés en
vigueur. De plus, de nombreuses négociations se sont prolongées (Bosnie et
Herzégovine, Chine, Amérique centrale, Inde, Indonésie, Russie), ont débutées
(Vietnam) ou ont été officiellement ouvertes (Malaisie). En plus de prendre acte du
rapport, les parlementaires ont adopté trois arrêtés fédéraux. Premièrement, les
chambres ont adopté l’arrêté fédéral portant approbation de l’amendement de la
convention AELE relatif aux échanges de produits agricoles et aux règles d’origine, soit
un accord qui permettra aux pays membres de l’AELE et aux Etats tiers de s’accorder
les mêmes concessions douanières. Deuxièmement, les parlementaires ont adopté un
accord sur la promotion et la protection réciproque des investissements avec la
Tunisie. Dans les deux chambres, l’accord initial a été préféré à des propositions de
minorité – minorité Fehr (ps, SH) au Conseil national et Recordon (Verts, VD) au Conseil
des Etats – qui souhaitaient que l’accord contienne des dispositions protégeant les
droits de l’homme et encourageant la responsabilité sociale des entreprises. Le dernier
arrêté fédéral portant approbation des mesures touchant le tarif des douanes a été
adopté à l’unanimité. 23
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Landesverteidigung

Zivildienst und Dienstverweigerung

Le Conseil fédéral a transmis aux Chambres sa proposition pour la révision de la loi sur
le service civil, dont la modification majeure concerne une notable réduction de sa
durée: de 1.5 fois la période du service militaire, l’engagement civil passera à 1.3 fois,
soit 390 jours d’affilée au lieu de 450. Le projet du gouvernement, ratifié en fin d’année
par la commission de sécurité du Conseil national, conserve avant tout à ce service la
notion de «remplacement», en réaction à l’initiative parlementaire déposée par Ursula
Wyss (ps, BE) (Iv.pa. 01.406) demandant la prise en considération égale de l’engagement
militaire et civil, dès lors équivalents dans leur durée (300 jours) et soumis au libre
choix de l’appelé. Cette initiative a été refusée par la Chambre du peuple par 93 voix
contre 52. Dans son texte, le gouvernement maintient ainsi l’existence des commissions
indépendantes chargées de déterminer la sincérité des motivations, pour des causes
éthiques, politiques ou religieuses. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.12.2001
FRANÇOIS BARRAS

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

Die Finanzplatzkrise beschäftigte das Parlament nicht nur im politischen Tagesgeschäft,
sondern auch in seiner Funktion als Oberaufsichtsbehörde. Zwischen März 2009 und
Mai 2010 untersuchten die Geschäftsprüfungskommissionen beider Räte (GPK) die
Zweckmässigkeit und Wirksamkeit des Rettungspakets zugunsten der UBS sowie die
Massnahmen, die getroffen worden waren, um dem zunehmenden Druck der US-
Behörden zu begegnen. Parallel zur laufenden GPK-Untersuchung versuchte eine
Koalition aus SVP und dem linksgrünen Lager unter dem Eindruck des
Bundesverwaltungsgerichtsurteils zur Schutzverfügung der Finma vergeblich, eine
Parlamentarische Untersuchungskommission PUK einzusetzen. Nachdem das Büro des
Ständerats im März eine vom Büro des Nationalrats lancierte und vom Rat gegen die
geschlossen stimmenden FDP- und BDP-Fraktionen akzeptierte parlamentarische
Initiative zur Einsetzung einer PUK blockiert und den Entscheid bis zum Erscheinen des
GPK-Berichts Ende Mai auf die Sommersession vertagt hatte, versuchten die PUK-
Befürworter vergeblich mit einer im März lancierten und vom Rat in gleicher
Konstellation akzeptierten Motion Wyss (sp, BE) den Entscheid des Ständerats in der
Frühlingssession zu erwirken. Dieser legte fest, auch dieses Geschäft erst in der
Sommersession zu behandeln. In der Sommersession stimmte das Büro des Ständerats
der Initiative dann nicht zu, wohingegen der Nationalrat ihr mit den Stimmen der mit
dem GPK-Bericht unzufriedenen SP, GP, SVP und eines Teils der CVP Folge gab. In der
gleichen Lesung folgte der Ständerat schliesslich der Empfehlung seines Büros, stimmte
der Initiative nicht zu und lehnte auch die Motion ab. 25

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.06.2010
SUZANNE SCHÄR

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Der Nationalrat lehnte eine parlamentarische Initiative Fehr (sp, SH) im
Vorprüfungsverfahren ab, welche die Einführung einer eidgenössischen Erbschafts-
und Schenkungssteuer verlangte. Deren Erträge sollten hälftig auf den Bund und auf die
Kantone aufgeteilt werden, wobei der Bundesanteil der Finanzierung der Langzeitpflege
zugute kommen soll. Die Ratsmehrheit wollte die Zuständigkeit für die Erhebung der
Erbschafts- und Schenkungssteuern bei den Kantonen belassen. 26

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.06.2006
MAGDALENA BERNATH

01.01.65 - 01.01.23 12ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Indirekte Steuern

In seiner Antwort auf die Fragen Keller (svp, ZH) und Wyss (sp, BE) (Frage 05.5185)
erklärte der Bundesrat, die Ergebnisse der Vernehmlassung zur Änderung des
Mineralölsteuergesetzes lägen vor. Der Bundesrat wolle sie noch im Herbst
veröffentlichen. Die Pläne zur Förderung von umweltschonenden Treibstoffen waren
mehrheitlich auf ein positives Echo gestossen. 27

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 03.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Kernenergie

Moritz Leuenberger a demandé à la Société coopérative nationale pour l’entreposage
des déchets radioactifs (Nagra) d’examiner des alternatives au site de Benken, dans le
Weinland zurichois. Après y avoir effectué plusieurs forages et fait la démonstration de
la faisabilité de l’évacuation pour les argiles à opalinus, les travaux du Nagra laissaient
croire que le choix était déjà tacitement arrêté. Or, le choix du site ne devrait pas être
pris avant 2010. Dans cette perspective, le DETEC estime nécessaire de comparer
d’autres régions potentielles. De plus, les autorités fédérales ne veulent pas répéter
l’échec du dépôt unique du Wellenberg (NW). Dans l’intervalle, le Conseil fédéral attend
que les autorités de sûreté aient fini d’examiner la démonstration de la faisabilité
d’évacuation, ainsi que la procédure publique de dépôt, pour pouvoir décider si le
choix de l’emplacement requiert des recherches dans les différentes couches
rocheuses ou s’il convient de se concentrer sur des régions recelant des argiles à
opalinus. A partir de ces résultats, l’OFEN mettra sur pied les bases d’une procédure de
sélection des dépôts géologiques en profondeur. Celle-ci sera codifiée dans le cadre
d’un plan sectoriel selon la loi sur l’aménagement du territoire. D’autres services
fédéraux, les cantons et les autorités compétentes en Allemagne seront associés à
l’établissement de ce plan sectoriel. Répondant à un postulat de Hans-Jürg Fehr (ps,
SH) (Po. 04.3365), le Conseil fédéral a de nouveau précisé que, bien que le Nagra donne
l’impression de se limiter au Benken, ordre lui avait été donné de comparer plusieurs
sites et plusieurs types de roches susceptibles d’accueillir le dépôt de déchets
radioactifs. 28

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.12.2004
PHILIPPE BERCLAZ

En 2007, une recherche du Registre allemand du cancer de l’enfant a conclu à un
risque accrû de leucémie chez les enfants vivant dans un rayon de cinq kilomètres
autour d’une centrale nucléaire. La publication de ces résultats dans la presse suisse au
printemps a suscité un émoi certain en plein débat sur la place du nucléaire dans la
stratégie énergétique suisse. Afin de disposer d’informations comparables sur la Suisse,
Les chambres ont approuvé une motion Rudolf Rechsteiner (ps, BS) chargeant le
Conseil fédéral de commander à des experts indépendants une étude sur la leucémie
chez les enfants vivant à proximité des centrales nucléaires suisses. Dans le même
registre, le Conseil national a transmis au Conseil fédéral un postulat Hans-Jürg Fehr
(ps, SH) lui donnant mandat de faire analyser les effets du rayonnement de faible
intensité émis par les installation nucléaires sur les humains, les animaux et les plantes.
Le Conseil national a également adopté, sans discussion, un postulat Girod (pe, ZH)
allant dans le même sens que la motion Rechsteiner. 29

MOTION
DATUM: 18.12.2008
NICOLAS FREYMOND

Toujours en matière de stockage géologique des déchets nucléaires, le Conseil national
a décidé de ne pas donner suite à deux initiatives parlementaires demandant de ré-
octroyer un droit de véto aux cantons concernés. Les interventions déposées par Fehr
(ps, SH) et le groupe parlementaire des Verts ont été rejetées lors de la session
d’automne. En septembre, le canton de Nidwald a soumis une initiative cantonale aux
Chambres fédérales ayant le même objectif. 30

STANDESINITIATIVE
DATUM: 05.09.2012
LAURENT BERNHARD
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Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Die hohen Roamingkosten für Kunden schweizerischer Mobilnetzanbieter
beschäftigten im Berichtsjahr verschiedene Akteure. Auf Druck von
Konsumentenorganisationen räumte Swisscom ihren Kunden ab Februar die
Möglichkeit ein, eine persönliche Kreditlimite festzulegen für Ferngespräche aus dem
Ausland, die über das Mobiltelefon getätigt werden. Im Juni kündigten Swisscom und
Sunrise an, Warnungen und Kostenlimiten fürs Datenroaming einführen zu wollen. Im
Herbst gab Swisscom bekannt, die Roamingtarife schrittweise auf 65 Rappen pro
Gespräch zu senken. Eine im Mai des Berichtsjahrs im Nationalrat eingereichte Motion
Fuchs (svp, BE) verlangte „Faire Handy- und SMS-Gebühren auch für Schweizerinnen
und Schweizer“. Darin wird der Bundesrat aufgefordert, die Höchsttarife für das
Roaming an den EU-Standard anzupassen, der bis zu viermal tiefer angesetzt ist als die
Schweizer Preise. Der Vorstoss wurde nach Fuchs‘ verpasster Wiederwahl im Oktober
von Nathalie Rickli (svp, ZH) übernommen. In der ersten Session der 49. Legislatur nahm
der Rat gegen den Willen des Bundesrats mit 181 zu 5 Stimmen eine praktisch
gleichzeitig eingereichte, inhaltlich deckungsgleiche Motion Wyss (sp, BE) an. 31

MOTION
DATUM: 20.09.2011
SUZANNE SCHÄR

Zwei im Jahr 2011 eingereichte Motionen zu den als zu hoch empfundenen
Mobiltelefonie-Gebühren für Dienstleistungen von inländischen Anbietern im Ausland
wurden im Berichtjahr von den Räten behandelt. Die fast gleichlautenden Motionen
Wyss (sp, BE) und Fuchs (svp, BE) verlangen vom Bundesrat die Festlegung einer
Preisobergrenze für die Mobiltelefonie-Gebühren, welche über Schweizer Anbieter im
Ausland anfallen. Die Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF) des
Ständerates hat mit Blick auf den Handlungsbedarf und auf die technische Entwicklung
ein Postulat (13.3009) eingereicht, welches den Bundesrat einlädt, bis Ende 2014 einen
Bericht über die Entwicklung der Roaming-Gebühren zu verfassen. Dabei sollen
folgende Punkte betrachtet werden: Preise beim Mobilfunkverkehr mit EU-Ländern und
mit Nicht-EU-Ländern, die technologische Entwicklung, neue Gebührenmodelle sowie
den Regelungsbedarf und die Regelungsmöglichkeiten des Bundes. Die Kommission
empfahl, die Motionen Wyss und Fuchs zu sistieren und stattdessen das Postulat zu
überweisen. Die Motion Wyss „Schluss mit überrissenen Handy-Gebühren im Ausland“
wurde am 19. März des Berichtjahrs vom Ständerat mit 22 zu 14 Stimmen bis Ende 2014
sistiert. Das Postulat der KVF-SR wurde am selben Tag überwiesen. Ebenfalls im März
nahm der Nationalrat die Motion Fuchs (svp, BE) an: Bundesrätin Leuthard betonte in
der Debatte die Freiheit des Marktes und den Umstand, dass technische Lösungen von
den Anbietern gesucht und eingeführt würden, und beantragte deshalb die Ablehnung
der Motion. Natalie Rickli (svp, ZH), welche die Motion nach Ausscheiden von Fuchs aus
dem Parlament übernommen hatte, forderte hingegen, dass mit der Annahme der
Motion der Druck auf die Telekomanbieter aufrechtzuerhalten sei, bis sich die Situation
für die Schweizer Kunden tatsächlich gebessert habe. Der Nationalrat nahm die Motion
mit 162 zu 12 Stimmen an, wobei die ablehnenden Stimmen grösstenteils der FDP-
Fraktion angehörten. Der Ständerat verhandelte die Motion im Juni des Berichtjahrs
und sistierte sie ebenfalls. Es wurde argumentiert, dass eine Preisregulierung durch die
Schweiz im internationalen Markt nicht akzeptabel sei und dass technische Lösungen
auf dem Weg zur Realisation seien. Gemäss dem Postulat der KVF des Ständerates
werde der Bundesrat die Situation aufzeigen und durch die Sistierung könne die
Forderung später wieder aufgenommen werden, falls dies notwendig sei. Es wurde
darauf hingewiesen, dass die inhaltlich ähnliche Motion Wyss bereits aus diesen
Gründen sistiert worden sei. Der Nationalrat folgte dieser Argumentation im September
des Berichtjahrs und sistierte die Motion gemäss dem einstimmigen Antrag seiner KVF-
NR [26]. 32

MOTION
DATUM: 17.09.2013
NIKLAUS BIERI

Ein Postulat der KVF-SR bezüglich der Mobiltelefonie-Gebühren und insbesondere
auch der Roaming-Gebühren hatte Anliegen zweier Motionen aufgenommen (Motionen
Wyss (sp, BE; Mo. 11.3524) und Fuchs (svp, BE; Mo. 11.3472), welche sistiert worden
waren. Das Postulat wurde im März 2013 angenommen, im November 2014 legte der
Bundesrat den «Fernmeldebericht 2014 zur Entwicklung im schweizerischen
Fernmeldemarkt und zu den damit verbundenen gesetzgeberischen
Herausforderungen» in Erfüllung des Postulats vor. Bezüglich Roaming stellte der
Bundesrat darin fest, dass gegenwärtig «vieles im Fluss» sei und sich eine
Preisregulierung nicht aufdränge. Im Juni 2015 schrieb der Ständerat das Postulat auf
Antrag des Bundesrates ab. 33

POSTULAT
DATUM: 03.06.2015
NIKLAUS BIERI

01.01.65 - 01.01.23 14ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Umweltschutz

Naturgefahren

Nach dem Nationalrat im Vorjahr stimmte auch der Ständerat einer Motion Wyss (sp,
BE) zu, welche den Bundesrat auffordert, ein meteorologisches Zwei-Stufen-
Warnsystem zu etablieren, das eine präzise Unwetterwarnung der Bevölkerung,
insbesondere bei Hochwassern und Stürmen, gewährleistet. Gemäss dem Bericht der
UREK-SR verfüge MeteoSchweiz bereits über ein zweistufiges Warnsystem und warne
die Behörden der Kantone und des Bundes vor Unwettern; die kantonalen
Einsatzorgane des Bevölkerungsschutzes ergriffen die erforderlichen Massnahmen. Die
Information der Bevölkerung sei ebenfalls Sache der Kantone, erfolge aber
normalerweise über MeteoSchweiz. Handlungsbedarf bestehe bei der Schnittstelle
zwischen MeteoSchweiz und den privaten Wetterstationen. Diese seien zwar
interessiert, gefährliche und medienträchtige Wetterereignisse vorherzusagen, für die
Bevölkerung sei es aber oft schwierig, zwischen der offiziellen Warnung und
inoffiziellen Mitteilungen der privaten Stationen zu unterscheiden. 34

MOTION
DATUM: 25.09.2006
MAGDALENA BERNATH

Klimapolitik

Der Rat überwies eine Motion Wyss (sp, BE), mit der der Bundesrat aufgefordert werden
soll, dem Parlament ein Konzept für die Klimapolitik nach dem Kyoto-Stichdatum 2012
vorzulegen sowie die Postulate der Grünen Fraktion für einen nationalen Klimabericht
(Po. 06.3594) und von Riklin (cvp, ZH) zu einer kohärenten Klimapolitik im Rahmen eines
nationalen Klimaprogramms (Po. Riklin, 06.3627). 35

MOTION
DATUM: 21.03.2007
ANDREA MOSIMANN

À la suite du Conseil national l’année précédente, le Conseil des Etats a approuvé la
motion Ursula Wyss (ps, BE) chargeant le Conseil fédéral d’élaborer un programme de
mise en œuvre de la Convention-cadre des Nations Unies sur les changements
climatiques pour l’après-Kyoto. Cette politique climatique nationale aura notamment
pour objectif de réduire de 15 à 30% les émissions de CO2 entre 2012 et 2020. 36

MOTION
DATUM: 12.03.2008
NICOLAS FREYMOND

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitszeit

Obgleich die Mehrheit der vorberatenden Kommission für Folgegeben plädierte, setzte
sich im Nationalrat eine rechtsbürgerliche Minderheit mit 93 zu 83 Stimmen durch und
verwarf eine von Vertreterinnen und Vertretern aller Fraktionen mitunterzeichnete
parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL) (Pa.Iv. 01.437), die
mindestens eine fünfte Ferienwoche für Arbeitnehmende über 50 Jahren einführen
wollte. Ebenfalls abgelehnt wurde eine parlamentarische Initiative Wyss (sp, BE) (Pa.Iv.
01.445), die sechs Wochen Ferien für Lehrlinge und jugendliche Arbeitnehmer und
Arbeitnehmerinnen verlangte. 37

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.03.2003
MARIANNE BENTELI

Kollektive Arbeitsbeziehungen

Der Nationalrat stimmte diskussionslos einem Postulat Fehr (sp, SH) zu, das vom
Bundesrat eine jährliche, nach Kantonen differenzierte Berichterstattung über den
Vollzug der flankierenden Massnahmen verlangt. Diese flankierenden Massnahmen sind
schweizerisches Recht und gelten daher für im Ausland ansässige
Personalverleihungsfirmen nicht. Deren Tätigkeit ist in der Schweiz zwar grundsätzlich
verboten, kann von den Kantonen jedoch in bestimmten Fällen erlaubt werden. Obwohl
diese Regelung für Ausnahmefälle geschaffen wurde, bei denen in der Schweiz gar kein
geeignetes Personal rekrutierbar ist (z.B. für hochspezialisierte Reinigungs- und
Wartungsarbeiten in Kernkraftwerken), bestand die Gefahr, dass diese Bestimmung in
Zukunft zur Umgehung der flankierenden Massnahmen ausgenutzt werden könnte. Der
Nationalrat überwies deshalb einstimmig und im Einvernehmen mit dem Bundesrat eine
Motion Gysin (fdp, BL) (Geschäft: 04.3712) für eine Aufhebung dieser
Ausnahmeregelung; die kleine Kammer schloss sich diesem Entscheid an. 38

POSTULAT
DATUM: 16.12.2005
HANS HIRTER
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Im Juli lancierte ein Komitee „Pro Jugendschutz – gegen Drogenkriminalität“ die
Volksinitiative „Für eine vernünftige Hanf-Politik mit wirksamem Jugendschutz“. Diese
„Hanfinitiative“ verlangt die Straffreiheit für den Konsum, Besitz und Erwerb von
psychoaktivem Hanf zum Eigenbedarf sowie eine staatliche Kontrolle von Anbau und
Handel. Letzteres könnte in Konflikt stehen mit einer UNO-Vereinbarung, die seit 1970
auch für die Schweiz gilt. Der Entwurf zur BetMG-Revision hatte ebenfalls ein
behördliches Toleranzregime für Anbau und Handel vorgesehen, dieses aber mit einer
Kann-Formulierung versehen, was jederzeit eine Aufhebung ermöglicht hätte. Trotz
dieser völkerrechtlichen Unklarheit nahmen im Initiativkomitee neben Vertretern der
SP – Cavalli (TI), Fetz (BS), Garbani (NE), Janiak (BL) und Wyss (BE) – und der Grünen
(Lang, ZG und Müller, AG) – auch Abgeordnete aus den bürgerlichen
Bundesratsparteien – Kleiner (AR), Markwalder-Bär (BE) und Noser (ZH) für die FDP
sowie Frick (SZ) und Maissen (GR) für die CVP – bis hin zur SVP (Jenny, GL) Einsitz. 39

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.07.2004
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Der Nationalrat hielt an einigen Differenzen fest. Mit 121 zu 57 Stimmen sprach er sich
erneut für die vom Ständerat gestrichene Kapitalhilfe aus und lehnte einen
gegenteiligen Minderheitsantrag aus der SVP ab. Mit 96 zu 73 Stimmen gegen die
Vertreter von SP und GP sowie von Teilen der CVP verwarf der Nationalrat die vom
Ständerat eingeführte Bestimmung, wonach jenen Betrieben ein Beitrag entrichtet
werden kann, die einen Angestellten weiterbeschäftigen, der seit mehreren Monaten in
seiner Arbeitskraft eingeschränkt ist. Das links-grüne Lager wollte zum Schluss der
Debatte mit einem Ordnungsantrag Fehr (sp, SH) auf die Finanzierungsfrage
zurückkommen. Allerdings hatte das Ansinnen, die beiden Teile der Revision –
Massnahmen zur Senkung der Anzahl der Neurenten und Sanierung durch eine
Zusatzfinanzierung – gleichzeitig in Kraft zu setzen, keinen Erfolg: Der Rat lehnte es ab,
die Abstimmung über den ersten Teil der Revision zu verschieben. Nach den Worten
der Kommissionssprecher festigen die vorgeschlagenen Änderungen das Konzept der IV
und richten deren Tätigkeit auf die Hauptziele aus. Es wäre deshalb unverantwortlich,
auf die für die Früherfassung potenzieller Invaliditätsfälle und die berufliche
Wiedereingliederung der Betroffenen äusserst wichtigen Massnahmen noch länger zu
verzichten; die Revision müsse deshalb so rasch als möglich in Kraft gesetzt werden. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2006
MARIANNE BENTELI

Krankenversicherung

Mit seinem Einverständnis wurde der Bundesrat mit einer Motion Forster (fdp, SG) im
Ständerat beauftragt, die Einführung einer Säule 3c zur freiwilligen und
steuerbegünstigten Generierung eines Guthabens für die Finanzierung der individuellen
(Langzeit-)Pflege im Alter zu prüfen und dem Parlament einen entsprechenden
Umsetzungsvorschlag zu unterbreiten. Die Modalitäten dieser Säule 3c sollen sich an
den Vorgaben der bereits bestehenden Säule 3a ausrichten. Die während einer
limitierten Periode geäufneten zweckgebundenen Guthaben sollen sowohl für die
Finanzierung der im eigenen Haushalt erbrachten Pflegeleistungen als auch für die
Bezahlung von Pflegeheimkosten verwendet werden können. Trotz einem allgemeinen
Missbehagen bezüglich Sozialpolitik über Steuererleichterungen, die oft in erster Linie
den eher vermögenden Bevölkerungsschichten Vorteile bieten, wurde die Motion mit 21
zu 8 Stimmen überwiesen.

Im Nationalrat wurde eine gleich lautende Motion (06.3271) der FDP-Fraktion von Goll
(sp, ZH) bekämpft und deshalb vorderhand der Diskussion entzogen. Mit 96:60 Stimmen
gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative (05.416) Fehr (sp, SH) für die
Einführung einer Erbschafts- und Schenkungssteuer, deren Bundesertrag
vollumfänglich für die Finanzierung der Langzeitpflege verwendet werden sollte, keine
Folge. 41

MOTION
DATUM: 19.09.2006
MARIANNE BENTELI
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Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

Nationalrat Janiak (sp, BL) verlangte in einer Motion den Erlass eines Rahmengesetzes,
das Bund und Kantone auf eine umfassende Jugendförderungspolitik verpflichtet;
zudem sei eine Bundesstelle zu errichten, welche die Arbeiten aller
Verwaltungseinheiten, die mit Jugendfragen zu tun haben, koordiniert und die Kantone
in ihren diesbezüglichen Anstrengungen unterstützt. Der Bundesrat war grundsätzlich
mit dem Anliegen der Motion einverstanden und befürwortete auch den Weg über ein
Rahmengesetz. Wegen mangelnder personeller Ressourcen beantragte er aber
Umwandlung in ein Postulat. Der Motionär war demgegenüber der Ansicht, die
Forderung, die seit mindestens 1995 auf dem Tisch liege, dulde keinen weiteren
Aufschub, weshalb er an der verbindlichen Form seines Vorstosses festhielt. Der
Nationalrat folgte seiner Argumentation und nahm die Motion mit 89 zu 63 Stimmen an.
Gleichzeitig überwies er eine Motion Wyss (sp, BE) für eine Förderung der politischen
Beteiligung der Jugendlichen als Postulat. 42

MOTION
DATUM: 26.11.2001
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Mittelschulen

Ein Postulat Wyss (sp, BE) wollte das Austauschjahr für Schülerinnen und Schüler
fördern. Der Bundesrat wurde darin aufgefordert, zusammen mit der EDK
gesamtschweizerische Vorgaben zu prüfen, welche die Gleichbehandlung aller
Schülerinnen und Schüler einer jeweiligen Austauschdestination gewähren. Der
reziproke Austausch von Schülerinnen und Schülern mit dem Ausland soll gefördert
werden. Bemängelt werden muss gemäss dem Postulat, dass die Bestimmungen der
Schulen, wann ein Austauschjahr absolviert werden darf, unterschiedlich gehandhabt
werden. Der Bundesrat wies vergeblich darauf hin, dass dem Bund keine Kompetenz
zusteht, in diesem Bereich gesamtschweizerische Vorgaben zu machen. Der Nationalrat
nahm das Postulat knapp, mit 97 zu 93 Stimmen, an. 43

POSTULAT
DATUM: 18.12.2007
LINDA ROHRER

Medien

Presse

Der Nationalrat überwies ein Postulat von Hans-Jürg Fehr (sp, SH), in dem ein Bericht
über die Lage der Presse in der Schweiz und ihre Zukunftsaussichten gefordert wird.
Der Bericht soll sich insbesondere mit der Pressekonzentration und
„Monopolisierungstendenzen“ befassen und auch Vorschläge enthalten, mit welchen
Mitteln der Staat zur Pressevielfalt beitragen kann. Der Bundesrat beantragte die
Annahme des Postulats, wies jedoch darauf hin, dass im Bereich der Presseförderung
die Handlungsmöglichkeiten des Bundes verfassungsrechtlich beschränkt sind. 44

POSTULAT
DATUM: 25.09.2009
SABINE HOHL

Im Berichtsjahr wurde im Zusammenhang mit der Revision des Postgesetzes einerseits
die indirekte staatliche Förderung der Presse diskutiert, andererseits wurde der Ruf
nach neuen Ansätzen staatlicher Unterstützung für die Druckmedien sowohl in der
politischen als auch in der öffentlichen Diskussion lauter. Vorgeschlagen wurde mit
Hinweis auf den Service-public-Auftrag des Bundes beim Fernsehen und Radio die
Einführung eines Konzessions- und Gebührenregimes zugunsten der Presse. So
verlangte Nationalrat Hans-Jürg Fehr (sp, ZH) in einer im Plenum noch nicht
behandelten Interpellation die Umwandlung der SDA in ein öffentlich-rechtliches
Unternehmen mit staatlicher Konzession und Leistungsauftrag. 45

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 18.06.2010
SUZANNE SCHÄR
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Angesichts der anhaltenden Strukturkrise der Verlagsindustrie, bestätigte der
Bundesrat seine Bereitschaft, Alternativen zur bestehenden indirekten
Presseförderung via Posttaxenverbilligung zu prüfen. In diesem Sinn überwies der
Nationalrat im März mit Hinweis auf verschiedene Vorstösse ähnlicher Richtung – und
ergänzend zum 2009 überwiesenen Postulat von Hans-Jürg Fehr (sp, SH) – ein Postulat
seiner Staatspolitischen Kommission (Po. 09.3980). Bei dieser Gelegenheit verwies der
Bundesrat auf einen durch das Bakom in Auftrag gegebenen Expertenbericht zur Lage
und Zukunft der Schweizer Presse, der Ende Jahr noch nicht vorlag. Im Dezember
verabschiedeten National- und Ständerat das revidierte Postgesetz. Im Entwurf zum
Postgesetz hatte der Bundesrat vorgesehen, den staatlichen Kredit für die generelle
Verbilligung der Posttaxen von 80 Mio. auf 30 Mio. Fr. zu kürzen und diese indirekte
Förderung der Regional-, Lokal-, und Mitgliedschaftspresse nur noch zeitlich befristet
zukommen zu lassen. Das Parlament verabschiedete das revidierte Gesetz dann aber
ohne zeitliche Beschränkung und erhöhte den der Post gewährten Kredit für die
Verbilligung der Taxen um 20 Mio. Fr.: Die Transportsubventionen für die Regional- und
Lokalpresse wurden auf 30 Mio., jene für die Mitgliedschafts- und Stiftungspresse auf
20 Mio. Fr. festgelegt. 46

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.12.2010
SUZANNE SCHÄR

Medienpolitische Grundfragen

Der Nationalrat überwies eine Motion Fehr (sp, SH) als Postulat und forderte damit den
Bundesrat auf, eine Zusammenlegung der Totalrevision des Radio- und
Fernsehgesetzes (RTVG) mit der gesetzlichen Neuregelung der Presseförderung zu
einem Mediengesetz zu prüfen. Dieses habe Vorschriften zur Qualitätssicherung im
Bereich der publizistischen Grundversorgung zu enthalten, jegliche monopolistische
Strukturen im Bereich von Presse, Radio, Fernsehen und Online-Medien zu verhindern
sowie den publizistischen Wettbewerb in allen relevanten politischen Räumen der
Schweiz und eine demokratiegerechte Öffentlichkeit zu garantieren. Dabei seien die zur
Sicherstellung der Öffentlichkeit notwendigen Mittel durch Abschöpfung von
Zuschlägen auf den Werbeumsätzen der Anbieterinnen und Anbieter publizistischer
Produkte zu beschaffen. Die geltende Rechtsgrundlage zur Presseförderung –
Abgeltungen in der Höhe von 90 Mio Fr. an die Post zur Verbilligung der
Beförderungstaxen – kritisierte Fehr als typische Giesskannensubvention. 47

MOTION
DATUM: 06.10.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Das Prinzip der staatlichen Presseförderung stand im Berichtsjahr erneut im
Kreuzfeuer der Kritik. Von der Befürchtung ausgehend, die gegenwärtigen
Entwicklungen im Mediensektor gefährdeten die angemessene Meinungsbildung im
schweizerischen direktdemokratischen Staat, plädierte unter anderem Nationalrat Fehr
(sp, SH) für den Erlass eines Vielfaltgesetzes, das die Subventionierung jener Radios,
Fernsehsender, Pressetitel und Online-Medien regeln soll, die zur Erhaltung von
„demokratiegerechten Öffentlichkeiten“ erforderlich sind. Die Tatsache, dass die
Regulierung von Radio und Fernsehen ein ganzes Gesetz beanspruche, wohingegen für
die Presse nur ein einziger Artikel im Postgesetz vorgesehen sei, zeuge von der falschen
Grundüberzeugung, dass die Presselandschaft vom Markt allein, die elektronischen
Medien hingegen vom Staate geformt werden sollten. Mittelfristig seien für den Erhalt
der Medienvielfalt weitergehende gesetzgeberische Massnahmen – losgelöst vom
Postgesetz wie auch vom RTVG – zu ergreifen. Kurzfristig müsse angesichts der
Zunahme regionaler Medienmonopole eine Neuverteilung der gegenwärtig 100 Mio Fr.
Bundesgelder zur Verbilligung der Posttaxen für den Zeitungsversand angestrebt
werden. Tatsächlich profitierten von den indirekten Subventionen vorrangig die
Kundenblätter der Grossverteiler Coop und Migros, die Mitgliederzeitung des TCS sowie
die grossen Zeitungen aus den Konzernen Ringier, Edipresse, NZZ und Tamedia. In eine
ähnliche Richtung zielte die Kritik seitens der SPK des Nationalrates an der indirekten
Presseförderung als „Giesskannenprinzip“. Eine von der SPK eingesetzte
Subkommission „Medien und Demokratie“ unter der Leitung des Zürcher Nationalrats
Gross (sp) arbeitete an einem Entwurf für eine entsprechende Verfassungsgrundlage.
Absicht der SPK war es, im Rahmen einer Kommissionsinitiative den Einsatz der 100 Mio
Fr. an staatlicher Presseförderung künftig zur Förderung der Vielfalt, Qualitätssicherung
sowie Aus- und Weiterbildung zu erwirken. Das Fazit einer vom UVEK in Auftrag
gegebenen Studie lautete denn auch, dass die vom Bundesrat gewünschte nachhaltige
Förderung der Lokal- und Regionalpresse nur über einen Systemwechsel zur gezielten,
direkten Förderung von wirtschaftlich bedrohten regionalen und lokalen
Presseerzeugnissen zu erzielen sei. Die Presseförderung stand auch an der
Jahrestagung des Verbands Schweizer Presse im September zur Diskussion, wobei

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.09.2001
ELISABETH EHRENSPERGER
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insbesondere direkte staatliche Unterstützungsmassnahmen umstritten blieben. 48

Die Qualität der Medien war ein zentrales medienpolitisches Thema im Berichtsjahr. Im
Februar erschienen sechs Studien zur Situation und Qualität der Schweizer Medien,
welche der Bundesrat als Antwort auf ein Postulat Hans-Jürg Fehr (sp, SH) in Auftrag
gegeben hatte. Im Postulat ging es um die zentrale Bedeutung der Medien,
insbesondere der Presse für die demokratische Willensbildung. Die Studien bestätigten
zum einen die fortgeschrittene Pressekonzentration, zum anderen eine
Verschlechterung der Medienqualität. 49

POSTULAT
DATUM: 11.02.2011
DEBORA SCHERRER

Der Gesetzgeber beschäftigte sich im Berichtsjahr vornehmlich mit der SRG und der
Teilrevision zum Radio- und Fernsehgesetz. Die Motion für ein „Neues System für die
Erhebung der Radio- und Fernsehgebühren“ wurde vom Ständerat überwiesen,
nachdem der Nationalrat sie bereits 2010 angenommen hatte. Ein Postulat und eine
Motion Fehr (sp, SH), die einen Bericht und ein Observatorium zu den Dynamiken im
Internet forderten, um damit auch den gezielten Umgang mit neuen Medien zu fördern,
wurden in der grossen Kammer hingegen abgelehnt. Weiter setzte der Bundesrat auf
die Selbstregulierung der Medien. 50

MOTION
DATUM: 16.03.2011
DEBORA SCHERRER

Neue Medien

Das Internet wird nicht mehr als einheitliches Medium, sondern vielmehr als eine
technische Plattform angesehen, auf der verschiedenste Anwendungen möglich sind.
Von der Individualkommunikation bis hin zur Massenkommunikation betrifft es
zunehmend alle Lebensbereiche. Problemstellungen und Fragen im Zusammenhang mit
dem Internet können immer weniger umfassend beantwortet werden. Die Einflüsse der
Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) gilt es stärker in die
verschiedensten Problemstellungen einzubeziehen. So besteht im Rahmen der
medienpolitischen Debatten die Frage, wie sich die Medienlandschaft unter dem
Einfluss der neuen Möglichkeiten verändert und wo allenfalls politischer
Handlungsbedarf besteht.

Der mit der Missbrauchsgefahr des Internets einhergehende Regulierungsbedarf hatte
im Berichtsjahr weiterhin einen hohen Stellenwert auf der politischen Agenda. Zwei von
Hans-Jürg Fehr (sp, SH) 2009 eingereichte politische Vorstösse, welche die
Überwachung des Internets thematisierten, wurden im Berichtsjahr vom Nationalrat
abgelehnt. In einem Postulat (Po. 09.3628) hatte Fehr vom Bundesrat einen Bericht
über Gegenwart und Zukunft des Internets in der Schweiz und in der Folge in einer
ebenso gescheiterten Motion ein Internetobservatorium gefordert. Dieses hätte die
Entwicklung des Internets in der Schweiz und im Ausland in all seinen Facetten
beobachten sollen, um dann dem Bundesrat und den eidgenössischen Räten
regelmässig den politischen Handlungsbedarf aufzuzeigen. Der Bundesrat sah aufgrund
der bereits lancierten Massnahmen wie etwa der „Strategie für eine
Informationsgesellschaft in der Schweiz“ keinen zusätzlichen Handlungsbedarf. Zudem
wies er darauf hin, dass das Internet kein einheitliches Phänomen sei, das durch einen
Bericht oder ein Observatorium genügend thematisiert und überwacht werden könne. 51

MOTION
DATUM: 11.04.2011
DEBORA SCHERRER

Parteien, Verbände und Interessengruppen
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Parteien

Grosse Parteien

An der Vorstandsitzung von Ende Mai hatte sich Christiane Brunner bereit erklärt, im
Oktober den SP-Vorsitz zu übernehmen. Mitte Juli äusserten Nationalrat Hans-Jürg
Fehr (SH) und seine Ratskollegin Christine Goll (ZH) Interesse am Vizepräsidium der
Partei. Für das Präsidialamt war Brunner noch keine ernsthafte Konkurrenz erwachsen.
Allein Hildegard Fässler (SG) stand lange im Gespräch, verzichtete aber Mitte August auf
eine Kampfkandidatur. In der Vorstandssitzung vom September wurde das Dreierteam
nominiert. 52

PARTEICHRONIK
DATUM: 04.09.2000
DANIEL BRÄNDLI

Erwartungsgemäss wurden Brunner, Goll und Fehr Mitte Oktober von den Delegierten
als Dreierteam ins Parteipräsidium gewählt. Die neue Parteipräsidentin Brunner
bekannte sich in ihrer Antrittsrede zum linken Kurs der SP. Es sei nicht die Aufgabe
ihrer Partei, die Defizite in der politischen Mitte auszugleichen. Auch die
Strukturreform der Partei wurde klar genehmigt. In die redimensionierte
Geschäftleitung neu aufgenommen wurden der Berner Grossrat Michael Kaufmann,
Rudolf Rechsteiner (BS) und der Waadtländer Jungsozialist Philipp Müller. 53

PARTEICHRONIK
DATUM: 16.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Nach nur einem Jahr gab Ursula Dubois, Zentralsekretärin für Presse und
Kommunikation, ihren Rücktritt bekannt. Sie hätte Kommunikationschefin und
Chefredaktorin der neuen Mitgliederzeitschrift links.ch werden sollen; das Amt des
Pressesprechers wäre an Jean-Philippe Jeannerat gefallen. Interimistisch übernahm
SP-Vizepräsident Hans-Jürg Fehr die Chefredaktion von links.ch. Mit Katrin
Scheidegger-Ogi erhielt die SP Schweiz erstmals eine stellvertretende
Generalsekretärin. 54

PARTEICHRONIK
DATUM: 07.09.2001
MAGDALENA BERNATH

Im November wählte die Gewerkschaft VPOD SP-Vizepräsidentin Christine Goll (ZH) zu
ihrer neuen Präsidentin; Goll stellte ihr Amt in der SP auf Ende Jahr zur Verfügung. Ende
Dezember gab Christiane Brunner bekannt, sie werde am 6. März 2004 als
Parteipräsidentin zurücktreten. Sie hatte die Leitung der SP im Herbst 2000
übernommen, als die Partei nach dem Rücktritt von Ursula Koch heillos zerstritten war.
Als aussichtsreichster Anwärter auf ihre Nachfolge galt SP-Vizepräsident Hans-Jürg
Fehr (SH), Chancen wurden auch Preisüberwacher Werner Marti (GL) eingeräumt. Die
Berner Nationalrätin Ursula Wyss wurde als Kandidatin fürs Vizepräsidium gehandelt. 55

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Ende Januar kündigte der Glarner Nationalrat Werner Marti seinen Rücktritt als
Preisüberwacher an. Gleichzeitig gab er seine Kandidatur für das SP-Präsidium
bekannt, für das sich bisher einzig der Schaffhauser Nationalrat Hans-Jürg Fehr
beworben hatte. 56

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.01.2004
MAGDALENA BERNATH

An ihrem ausserordentlichen Parteitag in Basel bestimmten die Sozialdemokraten den
Schaffhauser Nationalrat Hans-Jürg Fehr zum Nachfolger von Parteipräsidentin
Christiane Brunner (GE). Während der als kämpferisch geltende Glarner Werner Marti
eher verkrampft und uninspiriert wirkte, vermochte Fehr die Delegierten mit einer
beherzten Rede und sachpolitisch engagiertem, in eigener Sache bescheidenem und
parteiintern integrativem Auftreten zu überzeugen. Auf Fehr entfielen 531 Stimmen, auf
Marti 360. Zu Vizepräsidenten wurden der Gewerkschafter Pierre-Yves Maillard (VD)
und Ursula Wyss (BE) gewählt. Im Hinblick auf die Abstimmungen vom Mai beschlossen
die Sozialdemokraten ohne Gegenstimme die Ablehnung der 11. AHV-Revision und des
Steuerpakets – für den Abstimmungskampf hatte die Geschäftsleitung einen Kredit von
500'000 Fr. gesprochen. Die Mehrwertsteuererhöhung wurde mit wenigen
Gegenstimmen und Enthaltungen zur Annahme empfohlen. Nach rund dreistündiger
Debatte, in der Bundesrätin Micheline Calmy-Rey ihre Partei zu einer in Sozialfragen
forscheren Oppositionspolitik ermunterte, da Moritz Leuenberger und sie für diese
Dossiers nicht zuständig seien, beschlossen die Delegierten einen pointierteren
Linkskurs – der Antrag der Jusos, aus dem Bundesrat auszutreten, blieb chancenlos.

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.03.2004
MAGDALENA BERNATH
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An der Delegiertenversammlung in Schaffhausen von Mitte Juni zog Parteipräsident
Hans-Jürg Fehr eine erste, positive Bilanz: Die SP schaffe es nicht nur, bei den Wahlen
zuzulegen, so in St. Gallen, Schwyz und im Tessin, sondern auch, mit dem Volks-Nein zur
Avanti-Strassenbauvorlage, zur AHV-Revision und zum Steuerpaket Abstimmungen von
richtungsweisender Bedeutung zu gewinnen. Diese Erfolge zeigten, dass die unter dem
Diktat der SVP stehende bürgerliche Koalition nicht mehrheitsfähig sei und dass man
weder gegen die SP noch ohne sie regieren könne, sondern nur mit ihr. Zu allen im
September zur Abstimmung gelangenden Vorlagen gaben die Delegierten die Ja-Parole
heraus, zum Mutterschaftsurlaub und zu den Einbürgerungsvorlagen einstimmig und
diskussionslos, zur Volksinitiative „Postdienste für alle“ mit wenigen Nein-Stimmen.
Ausserdem verabschiedeten sie eine Resolution, die den Verzicht auf den Bau eines
neuen AKW und auf die Planung von Atommülldeponien verlangt. Bundesrat Moritz
Leuenberger hielt ein neues AKW aufgrund der Referendumshürde für unrealistisch,
mahnte aber, sich nicht gegen ein Endlager zu stellen. 57

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.06.2004
MAGDALENA BERNATH

Ende Juni sprachen sich die Sozialdemokraten in Freiburg nach einem engagierten
Plädoyer des St. Galler Nationalrats und Präsidenten des Schweizerischen
Gewerkschaftsbundes, Paul Rechsteiner, mit 161:3 Stimmen bei einer Enthaltung für die
Ausdehnung des freien Personenverkehrs auf die zehn neuen EU-Staaten aus. In einer
einstimmig verabschiedeten Resolution der Westschweizer Kantonalparteien verlangten
die Delegierten jedoch von den Kantonsbehörden mehr effiziente Kontrollen, um Lohn-
und Sozialdumping zu verhindern. Einstimmig beschlossen wurde auch die
Unterstützung der SGB-Initiative für ein flexibles Pensionierungsalter ab 62. Vor dem
Hintergrund der Erfolge von Rot-Grün bei den kantonalen Wahlen erklärte
Parteipräsident Fehr, dass die Linke legitimiert sei, einen dritten Sitz im Bundesrat zu
fordern, sollte sich der positive Trend bei den nächsten eidgenössischen Wahlen
fortsetzen. 58

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.06.2005
MAGDALENA BERNATH

In einem Grundsatzpapier zur Zukunft der Energieversorgung unterstrich die SP die
Machbarkeit des Ausstiegs aus der Kernkraft in naher Zukunft. Bei der Vorstellung der
Studie betonten der federführende Autor, Nationalrat Rudolf Rechsteiner (BS), und SP-
Vize-Präsidentin Ursula Wyss (BE), die Abschaltung der letzten Atomkraftwerke bis zum
Jahr 2024 sei machbar, wenn alternative Energien entsprechend gefördert und
Massnahmen für einen effizienteren Energieverbrauch getroffen würden. Angesichts
der bestehenden Risiken und des ungelösten Entsorgungsproblems sei der Ausstieg aus
der Atomkraft notwendig. Das Papier sieht Investitionen insbesondere im Bereich der
Energiegewinnung aus Wind, Biogas und Abfällen vor. Um die anfallenden Investitionen
tragbar zu machen, wird die so genannte Einspeisevergütung propagiert, die
Stromproduzenten einen bestimmten Tarif bei der Abschreibung ihrer Investitionen
zusichert. 59

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.04.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Im Mai kündigte die Fraktionspräsidentin der SP, Nationalrätin Hildegard Fässler (SG),
überraschend ihren Rücktritt zum Ende der Sommersession an. Nach dem Verzicht
verschiedener Anwärter auf ihre Nachfolge verblieb Vize-Präsidentin Ursula Wyss (BE)
als einzige Kandidatin und wurde am 20. Juni mit 42 von 49 Stimmen klar zur neuen
Fraktionspräsidentin gewählt. Zu ihrer Nachfolgerin als SP-Vize-Präsidentin wählte der
Parteitag im September Nationalrätin Silvia Schenker (BS). In ihren bisherigen Ämtern
bestätigte man den Präsidenten Hans-Jürg Fehr (SH) und den Vize-Präsidenten Pierre-
Yves Maillard (VD) für weitere zwei Jahre. 60

PARTEICHRONIK
DATUM: 18.09.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Der Parteitag in Sursee (LU) im September stand im Zeichen der Verabschiedung der
Wahlplattform „Für eine offene und ökologische Schweiz“. Neben der Forderung nach
raschen Beitrittsverhandlungen mit der EU liegt der Schwerpunkt des Programms auf
der Fiskalpolitik, mit dem Engagement gegen den Steuerwettbewerb und degressive
Steuern als zentralem Punkt. In diesem Sinn befürworteten die Delegierten einstimmig
die Lancierung der Volksinitiative „Für faire Steuern“. Diese verlangt zwar keine
vollständige materielle Steuerharmonisierung, aber einen Grenzsteuersatz der
Gemeinde- und Kantonssteuern von mindestens 22% für individuelle Einkommen ab
250'000 Fr. Bei Vermögen von über 2 Mio Fr. soll der Steuersatz zumindest 0,5%
betragen müssen, während die Kantone ihre Sätze unterhalb der 250'000-Franken-
Marke frei festlegen dürften. Insgesamt bot die Wahlplattform, die in vielen Punkten

ANDERES
DATUM: 31.12.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ
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dem letzten Wahlprogramm glich, wenig Anlass zur Diskussion. Lediglich bezüglich der
Europa-Politik kam es erneut zu einer Debatte über die bilateralen Verträge und die
Wahrung des Service public. Zum Wahlziel setzte man sich, stärkste Fraktion zu werden
und als solche aktiv die Regierungspolitik mitzugestalten. Fraktionschefin Ursula Wyss
forderte eine neue Mitte-Links-Mehrheit in der Regierung, wobei sie ausdrücklich das
Mandat des Freisinnigen Hans-Rudolf Merz in Frage stellte. Auch Parteipräsident Hans-
Jürg Fehr übte scharfe Kritik an der politischen Rechten und machte sich für einen
dritten linken Regierungssitz stark. Ausserdem gaben die Delegierten zwei klare Ja-
Parolen heraus: Das Osthilfe-Gesetz wurde mit 314:1 Stimmen, die Familienzulagen mit
272:0 Stimmen befürwortet. 61

Die SP griff im Wahlkampf einen der zwei FDP-Bundesratssitze an. SP-Präsident Fehr
äusserte sich im Juli, die Abwahl von Bundesrat Couchepin oder Bundesrat Merz sei
für ihn kein Tabu. Die SP könnte eventuell einen CVP-Kandidaten unterstützen. 62

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 16.07.2007
SABINE HOHL

Bei den Nationalratswahlen erlitt die SP eine schwere Niederlage (-3,8 Prozentpunkte,
Verlust von 9 Sitzen), in deren Folge es erneut zu einer Diskussion über Kurs und
Personal der Partei kam. Als Grund für das schlechte Abschneiden der SP bei den
Wahlen wurden die mangelnden finanziellen Mittel im Vergleich zu den bürgerlichen
Parteien genannt. Die SP kündigte an, eine Volksinitiative für mehr Transparenz bei den
Parteispenden zu prüfen. Aber auch die Wahlkampagne der SP wurde kritisiert, so
bezeichnete Parteipräsident Fehr die Fokussierung auf die Bundesratswahlen als
Fehler. Fehr trat, obwohl nicht breit in Frage gestellt, von seinem Amt als
Parteipräsident auf Frühling 2008 hin zurück. Er hatte als integrativer und
ausgleichender, aber auch etwas farbloser Präsident gegolten. 63

WAHLEN
DATUM: 27.10.2007
SABINE HOHL

Für Fehrs Nachfolge favorisiert wurden die Nationalräte Christian Levrat (FR), Ursula
Wyss (BE) und Jacqueline Fehr (ZH). Levrat, Chef der Gewerkschaft Kommunikation,
vertrat die Ansicht, die Mutterpartei solle vermehrt dem klassisch linken Kurs der
westschweizerischen SP-Kantonalparteien folgen und vor allem auf das Thema der
wirtschaftlichen und sozialen Gerechtigkeit setzen. Er nannte als seine Ziele für die SP,
sollte er zum Parteipräsidenten gewählt werden, eine Belebung der internen Debatten,
eine professionellere Kampagnenführung und eine grössere Präsenz auf der Strasse. Da
alle anderen aussichtsreichen Kandidatinnen und Kandidaten für das Parteipräsidium
verzichteten, blieb Levrat schliesslich der einzige Anwärter auf das Amt. 64

PARTEICHRONIK
DATUM: 26.11.2007
SABINE HOHL

An einem ausserordentlichen Parteitag am 1. März wählten die SP-Delegierten den
Freiburger Nationalrat Christian Levrat einstimmig zum neuen Parteipräsidenten. Er
war der einzige Kandidat für das Amt. Auf einen Vorschlag Levrats hin beschloss die SP,
ihr Parteipräsidium zu erweitern. Neben der Bisherigen Silvia Schenker (BS) wurden
Pascale Bruderer (AG), Jacqueline Fehr (ZH), Marina Carobbio (TI) und Stéphane Rossini
(VS) zu neuen VizepräsidentInnen der Partei gewählt. Pierre-Yves Maillard trat als
Vizepräsident zurück. Der abtretende Parteipräsident Hans-Jürg Fehr hatte sich im
Vorfeld geäussert, dass die bestehende SP-Geschäftsleitung als Organ für die operative
Führung nicht mehr geeignet sei. Die 14-köpfige Geschäftsleitung solle sich vermehrt
auf die strategische Planung konzentrieren, während ein erweitertes Präsidium die
operative Leitung übernehmen solle. Levrat äusserte in seiner Rede die Überzeugung,
dass die SP sich wieder stärker als soziale Bewegung verstehen müsse, um erfolgreich
zu sein. Thematisch solle sich die SP auf wirtschaftliche und soziale Gerechtigkeit
konzentrieren. Als Ziel nannte Levrat einen Wahlsieg bei den eidgenössischen Wahlen
2011. Die SP-Delegierten beschlossen die Nein-Parole zur Einbürgerungsinitiative der
SVP, zur Initiative „Volkssouveränität statt Behördenpropaganda“ und zum
Gesundheitsartikel. 65

PARTEICHRONIK
DATUM: 03.03.2008
SABINE HOHL
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Ende August wurde unter dem Titel „Klarheit in der Analyse“ der erste Teil des sich in
Überarbeitung befindenden Parteiprogramms der SP vorgestellt. Das geltende SP-
Parteiprogramm ist seit 1982 in Kraft. Eine Revision hatte der ehemalige Präsident
Hans-Jürg Fehr vorgeschlagen, der auch die Leitung der Ausarbeitung innehat. Für die
SP stellt sich unter anderem die Frage, ob sie am Fernziel der „Überwindung des
Kapitalismus“ festhalten soll. Im Entwurf für ein neues Parteiprogramm ist nun die Rede
davon, dass ein partizipatives Menschenbild in der Politik mit einem autoritären
Menschenbild in der Wirtschaft nicht koexistieren könne. Nötig sei deshalb eine
„Demokratisierung aller demokratisierbaren Bereiche“. 66

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.09.2008
SABINE HOHL

An die Albisgüetli-Tagung – traditionelle und häufig schlagzeilenträchtige Veranstaltung
der Zürcher Kantonalsektion – wurde Bundespräsidentin Micheline Calmy-Rey
eingeladen. Diese rief dazu auf, die Stärken der Schweiz auch ausserhalb der eigenen
Grenzen zum Tragen zu bringen. In seiner Gegenrede griff SVP-Vizepräsident Blocher
unter anderem auch die Nationalbank an, für die er schärfere Regeln forderte. Für
Schlagzeilen sorgte eine Tätlichkeit von Linksautonomen gegen Hans Fehr (ZH), die im
Vorfeld der Tagung im Internet zu einer Gegenkundgebung aufgerufen hatten. Fehr
wurde auf dem Weg zum Albisgüetli von mehreren Demonstranten niedergerissen,
geschlagen und getreten. Gastrednerin Calmy-Rey zeigte sich betroffen und empört
und rief dazu auf, mit Worten und nicht mit Fäusten zu kämpfen. In der Folge
bestätigten mehrere SVP-Exponenten die Zunahme auch physischer Gewalt gegen sich
und ihre Partei. Nach dem Vorfall veröffentlichten SP, CVP, FDP und SVP einen
gemeinsamen Appell gegen Gewaltanwendung in der Politik. 67

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.01.2011
MARC BÜHLMANN

Michael Sorg ersetzte Mitte Mai Andreas Käsermann als neuer Mediensprecher.
Käsermann verliess die Partei Ende Juni. Der Historiker und Politikwissenschafter Sorg
war persönlicher Mitarbeiter des damaligen SP-Präsidenten Hans-Jürg Fehr gewesen.
Die Kampagnenleitung für nationale Abstimmungen übernahm zudem neu der Berner
Stefan Krattiger. 68

PARTEICHRONIK
DATUM: 15.05.2013
MARC BÜHLMANN

Nach dem Rücktritt von Ursula Wyss (BE), war das SP-Fraktionspräsidium ab der
Frühjahrssession vakant. Für die Nachfolge von Wyss bewarben sich Jacqueline Fehr
(ZH) und der bisherige Fraktionsvizepräsident Andy Tschümperlin (SZ). Obwohl die gut
vernetzte Fehr als Favoritin galt, musste sie nach der Niederlage bei den
Bundesratswahlen von 2010 gegen Simonetta Sommaruga eine weitere Schlappe
einstecken. Mit 27 zu 25 Stimmen wurde nämlich Tschümperlin zum neuen
Fraktionspräsidenten bestimmt, was auch diesen selber überraschte. In der Presse
wurde gemutmasst, dass Fehr von der Fraktion als zu pointiert, zu eigensinnig, zu wenig
kompromissbereit und auch weniger integrativ als Tschümperlin beurteilt worden sei.
Fehr kündigte in der Folge ihren Rücktritt aus der nationalen Politik – nach 17 Jahren in
Bern – per Ende Legislatur an. Auch das zweiköpfige Fraktions-Vizepräsidium, das in
der Regel von einem Ständerat und einem Nationalrat besetzt wird, musste nach der
letztjährigen Wahl von Alain Berset in den Bundesrat und der Wahl Tschümperlins neu
besetzt werden. Als Nachfolge wurden Anita Fetz (BS) und Roger Nordmann (VD)
gewählt. 69

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.08.2013
MARC BÜHLMANN

Im Berichtjahr traten zwei nationale SP-Politikgrössen zurück. Hildegard Fässler (SG)
gab im Januar ihren Rücktritt per Anfang März bekannt. Fässler hatte die SP 16 Jahre
lang im Nationalrat vertreten. Für sie rutschte Claudia Friedl nach. Hans-Jürg Fehr (SH),
SP-Parteipräsident zwischen 2004 und 2008, trat nach 14 Jahren Parlamentsarbeit
ebenfalls zurück. Seine Nachfolgerin für Bern wurde Martina Munz. Ihren Rücktritt vom
angekündigten Rücktritt verkündete hingegen Jacqueline Fehr (ZH). Fehr unterlag im
Vorjahr bei der Wahl für das Fraktionspräsidium Andy Tschümperlin (SZ) und hatte
damals ihren Rücktritt aus der nationalen Politik angekündigt. In der Zwischenzeit habe
sie aber gemerkt, dass die Freude an der Politik nach wie vor sehr gross sei. 70

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.10.2013
MARC BÜHLMANN

1) Rede Nationalratspräsidentin Graf am 12. September 2013; Rede Ständeratspräsident Lombardi am 12. September 2013;
SO, 9.6.13; NZZ, 12.8.13; SO, 13.10.13; Reden der Präsidentin NR (Graf, gp, BL) und SR (Lombardi, cvp, TI) vom 12.9.13 zum
Gedenken an 1848: http://www.parlament.ch/d/dokumentation/reden/; zur zurückhaltenden Unterstützung des Bundes
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